27. DEZEMBER 2021 - Programmgesetz
(AUSZÜGE)


(- Art. 1 bis 31, 34 und 35: Belgisches Staatsblatt vom 20. Januar 2023,
- Art. 64 bis 72: Belgisches Staatsblatt vom 21. Oktober 2024,
- Art. 74 bis 88 und 94: Belgisches Staatsblatt vom 14. Februar 2025,
- Art. 104 bis 115 und 121 bis 138: Belgisches Staatsblatt vom 1. Juni 2023)


Konsolidierung


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch: 

- das Gesetz vom 5. Juli 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen,

- Artikel 41 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen (Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2026),

- Artikel 43 des Gesetzes vom 28. Dezember 2023 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen (Belgisches Staatsblatt vom 27. Februar 2026),

- die Artikel 64 und 65 des Gesetzes vom 12. Mai 2024 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen (Belgisches Staatsblatt vom 29. Mai 2025).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST
KANZLEI DES PREMIERMINISTERS


27. DEZEMBER 2021 - Programmgesetz


TITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


	Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


TITEL 2 - Finanzen


KAPITEL 1 - Einkommensteuern


Abschnitt 1 - Reform der Steuervorteile für Sportler und Sportclubs


Unterabschnitt 1 - Reform des Berufssteuervorabzugs


	Art. 2 - Artikel 2756 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, eingefügt durch das Gesetz vom 4. Mai 2007 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 11. Februar 2019, wird wie folgt abgeändert:

	a) In Absatz 1 werden die Wörter "70 Prozent" durch die Wörter "75 Prozent" ersetzt.

	b) Absatz 1 wird durch die Wörter "unter der Bedingung, dass sie die Gesamtheit des vorerwähnten Vorabzugs auf diese Entlohnungen einbehalten" ergänzt.

	c) In Absatz 2 werden die Wörter "die Hälfte dieser Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs für die Ausbildung junger Sportler verwendet wird" durch die Wörter "55 Prozent dieser Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs für die Ausbildung junger Sportler verwendet werden" ersetzt.

	d) Zwischen Absatz 3 und Absatz 4 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"In Absatz 1 und 2 erwähnte Entlohnungen kommen nur in Betracht, sofern die Sportler, denen diese Entlohnungen gezahlt oder zuerkannt wurden, in dem Zeitraum, auf den die Befreiung sich bezieht, für einen in Absatz 1 erwähnten Schuldner sportliche Leistungen erbracht haben."

	e) Absatz 6 wird aufgehoben.


	Art. 3 - Artikel 951 Absatz 2 des Königlichen Erlasses vom 27. August 1993 zur Ausführung des Einkommensteuergesetzbuches 1992, eingefügt durch den Königlichen Erlass vom 20. Dezember 2007, wird aufgehoben.


Unterabschnitt 2 - Vereinheitlichung des Begriffs "junger Sportler"


	Art. 4 - Artikel 171 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 24. Dezember 2020, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Nr. 1 Buchstabe i) erster Gedankenstrich werden die Wörter "26 Jahre" durch die Wörter "23 Jahre" ersetzt.

	2. In Nr. 4 Buchstabe j) werden die Wörter "26 Jahre" durch die Wörter "23 Jahre" ersetzt.


Unterabschnitt 3 - Begrenzung der Vergütungen für Sportvermittler


	Art. 5 - Artikel 198 § 1 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 17. Februar 2021, wird durch eine Nr. 17 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"17. Provisionen, Maklergebühren, kommerzielle oder andere Ermäßigungen, zufällige oder nicht zufällige Entgelte oder Honorare, Zuwendungen, Vergütungen oder Vorteile jeglicher Art - in dem Maße, wie sie sich auf mehr als 3 Prozent der gesamten Bruttoentlohnung des Sportlers belaufen, die während der Dauer des Arbeitsvertrags pro Jahr berechnet wird -, die direkt oder indirekt im Rahmen eines Vertrags gezahlt werden, der Folgendes zum Ziel hat:

	a) entweder einen Sportler bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss, die Verlängerung, Erneuerung oder Beendigung eines Arbeitsvertrags bei einem Sportclub zu unterstützen

	b) oder einen in Artikel 270 Nr. 1 oder 3 erwähnten Schuldner des Berufssteuervorabzugs bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss, die Verlängerung, Erneuerung oder Beendigung eines Arbeitsvertrags mit einem Sportler zu unterstützen

	c) oder eine Ausleihe oder einen definitiven Transfer im Hinblick auf die Ankunft oder den Weggang eines Sportlers zu regeln."


	Art. 6 - In Artikel 207 Absatz 7 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017, werden die Wörter "Artikel 198 § 1 Nr. 9, 9bis und 12" durch die Wörter "Artikel 198 § 1 Nr. 9, 9bis, 12 und 17" ersetzt.




	Art. 7 - Artikel 223 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 20. Dezember 1996 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 25. November 2021, wird durch eine Nr. 8 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"8. der Provisionen, Maklergebühren, kommerziellen oder anderen Ermäßigungen, zufälligen oder nicht zufälligen Entgelte oder Honorare, Zuwendungen, Vergütungen oder Vorteile jeglicher Art - in dem Maße, wie sie sich auf mehr als 3 Prozent der gesamten Bruttoentlohnung des Sportlers belaufen, die während der Dauer des Arbeitsvertrags pro Jahr berechnet wird -, die direkt oder indirekt im Rahmen eines Vertrags gezahlt werden, der Folgendes zum Ziel hat:

	a) entweder einen Sportler bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss, die Verlängerung, Erneuerung oder Beendigung eines Arbeitsvertrags bei einem Sportclub zu unterstützen

	b) oder einen in Artikel 270 Nr. 1 oder 3 erwähnten Schuldner des Berufssteuervorabzugs bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss, die Verlängerung, Erneuerung oder Beendigung eines Arbeitsvertrags mit einem Sportler zu unterstützen

	c) oder eine Ausleihe oder einen definitiven Transfer im Hinblick auf die Ankunft oder den Weggang eines Sportlers zu regeln."


	Art. 8 - In Artikel 225 Absatz 2 Nr. 5 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 30. März 2018 und teilweise für nichtig erklärt durch Entscheid Nr. 11/2020 des Verfassungsgerichtshofes, werden zwischen den Wörtern "auf die in Artikel 223 Absatz 1 Nr. 3 erwähnten finanziellen Vorteile oder Vorteile jeglicher Art" und den Wörtern "und auf die in Artikel 223 Absatz 1 Nr. 4 und 5 erwähnten Beträge" die Wörter ", auf die in Artikel 223 Absatz 1 Nr. 8 erwähnten Provisionen, Maklergebühren, kommerziellen oder anderen Ermäßigungen, zufälligen oder nicht zufälligen Entgelte oder Honorare, Zuwendungen, Vergütungen oder Vorteile jeglicher Art" eingefügt.


	Art. 9 - Artikel 234 Absatz 1 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 25. November 2021, wird durch eine Nr. 10 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"10. auf Provisionen, Maklergebühren, kommerzielle oder andere Ermäßigungen, zufällige oder nicht zufällige Entgelte oder Honorare, Zuwendungen, Vergütungen oder Vorteile jeglicher Art - in dem Maße, wie sie sich auf mehr als 3 Prozent der gesamten Bruttoentlohnung des Sportlers belaufen, die während der Dauer des Arbeitsvertrags pro Jahr berechnet wird -, die direkt oder indirekt im Rahmen eines Vertrags gezahlt werden, der Folgendes zum Ziel hat:

	a) entweder einen Sportler bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss, die Verlängerung, Erneuerung oder Beendigung eines Arbeitsvertrags bei einem Sportclub zu unterstützen

	b) oder einen in Artikel 270 Nr. 1 und 3 erwähnten Schuldner des Berufssteuervorabzugs bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss, die Verlängerung, Erneuerung oder Beendigung eines Arbeitsvertrags mit einem Sportler zu unterstützen

	c) oder eine Ausleihe oder einen definitiven Transfer im Hinblick auf die Ankunft oder den Weggang eines Sportlers zu regeln."


[bookmark: _Hlk128479131]	Art. 10 - In Artikel 247 Nr. 2 desselben Gesetzbuches, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 25. November 2021, werden die Wörter "und die in Artikel 234 Absatz 1 Nr. 6 und 7 erwähnten Beträge" durch die Wörter ", die in Artikel 234 Absatz 1 Nr. 6 und 7 erwähnten Beträge und die in Artikel 234 Absatz 1 Nr. 10 erwähnten Provisionen, Maklergebühren, kommerziellen oder anderen Ermäßigungen, zufälligen oder nicht zufälligen Entgelte oder Honorare, Zuwendungen, Vergütungen oder Vorteile jeglicher Art" ersetzt.


Unterabschnitt 4 - Änderungen der Regelung für ergänzende Pensionen von Sportlern


[bookmark: _Hlk128480897]	Art. 11 - In Artikel 171 Nr. 3bis Buchstabe b) zweiter Gedankenstrich desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 24. Dezember 2020, werden zwischen den Wörtern "wie in Artikel 27 § 3 des Gesetzes vom 28. April 2003 über ergänzende Pensionen und das Besteuerungssystem für diese Pensionen und für bestimmte Zusatzleistungen im Bereich der sozialen Sicherheit erwähnt" und den Wörtern "vor Erreichen des Alters von einundsechzig Jahren" die Wörter ", so wie und sofern er aufgrund von Artikel 94 Absatz 2 und 3 des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2021 in Kraft bleibt," eingefügt.


Unterabschnitt 5 - Inkrafttreten


	Art. 12 - Vorliegender Abschnitt ist ab dem 1. Januar 2022 anwendbar.

	Die Artikel 2 und 3 sind auf die ab dem 1. Januar 2022 gezahlten oder zuerkannten Entlohnungen anwendbar.

	In Abweichung von Absatz 1 bleibt Artikel 171 Nr. 4 Buchstabe j) des EStGB 92 für Sportler, die am [1. Januar 2023] mindestens 23 Jahre alt und jünger als 26 Jahre sind und in Artikel 30 Nr. 1 des EStGB 92 erwähnte Entlohnungen beziehen, so anwendbar, wie er vor seiner Abänderung durch Artikel 4 bestand.

[Art. 12 Abs. 3 abgeändert durch Art. 52 des G. vom 5. Juli 2022 (B.S. vom 15. Juli 2022)]





Abschnitt 2 - Regelung zur Einführung eines besonderen Besteuerungssystems für Steuerpflichtige-Impatriates und Forscher-Impatriates


	Art. 13 - In Titel II Kapitel 2 Abschnitt 4 Unterabschnitt 1 Unterteilung F des Einkommensteuergesetzbuches 1992 wird ein Artikel 32/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

[bookmark: _Hlk128485233]	"Art. 32/1 - § 1 ­ In Bezug auf Steuerpflichtige-Impatriates, die in Artikel 30 Nr. 1 oder 2 erwähnte Entlohnungen beziehen, gilt die Übernahme bestimmter Kosten durch den Arbeitgeber oder die Gesellschaft als eine Erstattung eigener Ausgaben des Arbeitgebers unter den Bedingungen und in den Grenzen, die in vorliegendem Artikel vorgesehen sind.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "eigenen Ausgaben des Arbeitgebers" im Falle eines Lohnempfängers die eigenen Ausgaben des Arbeitgebers und im Falle eines Unternehmensleiters die eigenen Ausgaben der Gesellschaft, in der ein Mandat oder ähnliche Funktionen ausgeübt werden.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "Unternehmensleiter" eine natürliche Person, die ein Mandat oder ähnliche Funktionen wie in Artikel 32 Absatz 1 Nr. 1 erwähnt ausübt und mit der täglichen Geschäftsführung des Unternehmens beauftragt ist, oder eine natürliche Person, die im Unternehmen eine Funktion oder Tätigkeit wie in Artikel 32 Absatz 1 Nr. 2 erwähnt ausübt, mit Ausnahme jedoch der natürlichen Person, die ein solches Mandat, eine solche Funktion oder eine solche Tätigkeit in ihrem eigenen Unternehmen ausübt, dessen Gründerin oder Mitgründerin sie ist oder von dem sie Aktien oder Anteile besitzt, die 30 Prozent oder mehr des Kapitals dieser Gesellschaft vertreten.

	§ 2 - Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "Steuerpflichtigem-Impatriate":

	1. einen Lohnempfänger oder Unternehmensleiter, den eine inländische Gesellschaft, eine belgische Niederlassung einer ausländischen Gesellschaft oder eine Vereinigung mit Rechtspersönlichkeit erwähnt in Artikel 1:6 § 2 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen direkt im Ausland anwirbt, damit er in ihr eine in Belgien steuerpflichtige entlohnte Tätigkeit ausübt,

	2. einen Lohnempfänger oder Unternehmensleiter, den ein ausländisches Unternehmen, das Teil einer multinationalen Gruppe ist, einer oder mehreren inländischen Gesellschaften, einer oder mehreren belgischen Niederlassungen einer ausländischen Gesellschaft, die derselben multinationalen Gruppe angehören, oder einer Vereinigung mit Rechtspersönlichkeit erwähnt in Artikel 1:6 § 2 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen zur Verfügung stellt, damit er eine in Belgien steuerpflichtige entlohnte Tätigkeit ausübt.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "multinationaler Gruppe" eine Gruppe, die zwei oder mehr Unternehmen umfasst, deren steuerliche Ansässigkeit in unterschiedlichen Staaten beziehungsweise Steuerhoheitsgebieten - nachfolgend "Staat(en)" genannt - liegt, oder die ein Unternehmen umfasst, das in einem Staat steuerlich ansässig ist und in einem anderen Staat mit der durch eine belgische oder ausländische Niederlassung ausgeübten Geschäftstätigkeit steuerpflichtig ist.

	§ 3 - Folgende kumulative Bedingungen müssen außerdem seitens des in § 2 erwähnten Steuerpflichtigen erfüllt sein:

	1. Im Laufe der sechzig Monate vor seinem Arbeitsantritt in Belgien war er nicht Einwohner des Königreichs, hat er nicht in einer Entfernung von weniger als 150 Kilometern von der Grenze gewohnt und unterlag er nicht der Steuer der Gebietsfremden für Berufseinkünfte in Belgien.

	2. Er bezieht von dem Arbeitgeber oder der Gesellschaft erwähnt in § 2 Absatz 1 Nr. 1 oder 2 eine Entlohnung für die in Belgien erbrachten Leistungen, die über 75.000 EUR pro Kalenderjahr liegt.

	3. Er erhält das Einverständnis der Verwaltung im Rahmen des in § 8 vorgesehenen Verfahrens.

	Die in Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Entlohnung umfasst die Bruttoentlohnung vor Abzug der Sozialversicherungsbeiträge, mit Ausnahme der Entlassungsentschädigungen, der Entschädigungen für einen zeitweiligen Lohnausfall und der in Anwendung von Artikel 38 steuerfreien Entlohnungen und mit Ausnahme der Erstattungen der in § 5 erwähnten wiederkehrenden Ausgaben.

	Für das Jahr der Ankunft in Belgien und für das Jahr des Weggangs aus Belgien oder das Jahr, in dem vorliegende Regelung gemäß § 7 ausläuft, wird der in Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Betrag im Verhältnis zu der Anzahl Tage, an denen das Arbeitsverhältnis in Belgien in diesem Jahr bestand und die Bedingungen des vorliegenden Artikels erfüllt waren, berechnet.

	Falls der Steuerpflichtige-Impatriate seine Tätigkeit unterbrechen muss und seine Entlohnung nicht weitergezahlt wird, wird der in Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Betrag im Verhältnis zu der Anzahl Tage, an denen der Steuerpflichtige-Impatriate seine Berufstätigkeit tatsächlich ausüben konnte, berechnet.

	Unbeschadet der Anwendung von § 4 wird die Einhaltung der in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Bedingung zu dem Zeitpunkt beurteilt, zu dem der in § 8 erwähnte Antrag eingereicht wird.

	Der König kann den in Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Betrag alle drei Jahre und zum ersten Mal für das Einkommensjahr 2024 an die Erhöhung des abgeflachten Gesundheitsindexes erwähnt in Artikel 2 § 2 des Königlichen Erlasses vom 24. Dezember 1993 zur Ausführung des Gesetzes vom 6. Januar 1989 zur Wahrung der Konkurrenzfähigkeit des Landes, bestätigt durch das Gesetz vom 30. März 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen, anpassen. Dazu wird der in Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Betrag mit der Zahl des abgeflachten Gesundheitsindexes des Monats September des Jahres vor dem Jahr, in dem der neue Betrag zum ersten Mal anwendbar sein wird, multipliziert und durch die Zahl des abgeflachten Gesundheitsindexes des Monats September 2020 (107,85) geteilt. Der so erhaltene Betrag wird auf den höheren oder niedrigeren Hunderter abgerundet, je nachdem ob die Ziffer der Zehner 5 erreicht oder nicht.

	Spätestens am 31. Januar jeden Kalenderjahres übermittelt der Arbeitgeber oder die Gesellschaft der mit der Festlegung der Steuer beauftragten Verwaltung eine namentliche Liste der Lohnempfänger und Unternehmensleiter, für die vorliegende Regelung im vorhergehenden Jahr galt. Der König bestimmt die Form, in der diese Mitteilung an die zuständige Verwaltung erfolgt.

	§ 4 - Sind die in § 2 oder § 3 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Bedingungen im Laufe des in § 7 erwähnten Zeitraums nicht mehr erfüllt, endet die Anwendung der vorliegenden Regelung.

	§ 5 - Die Übernahme - zusätzlich zur Entlohnung - wiederkehrender Ausgaben, die sich direkt aus der Zurverfügungstellung oder Beschäftigung in Belgien ergeben, durch den Arbeitgeber oder die Gesellschaft - entweder direkt oder in Form spezifischer Erstattungen - gilt als eine Erstattung eigener Ausgaben des Arbeitgebers bis zu einem Betrag von 30 Prozent der in § 3 Absatz 2 beschriebenen Entlohnung.

	Der in Absatz 1 erwähnte Betrag, der als eigene Ausgaben des Arbeitgebers zulässig ist, ist auf 90.000 EUR pro Jahr begrenzt.

	Der König kann den in Absatz 2 erwähnten Betrag alle drei Jahre und zum ersten Mal für das Einkommensjahr 2024 gemäß den in § 3 Absatz 6 festgelegten Regeln an die Erhöhung des abgeflachten Gesundheitsindexes anpassen.

	Für das Jahr der Ankunft in Belgien und für das Jahr des Weggangs aus Belgien oder das Jahr, in dem vorliegende Regelung gemäß § 7 ausläuft, wird der in Absatz 2 erwähnte Höchstbetrag im Verhältnis zu der Anzahl Tage, an denen das Arbeitsverhältnis in Belgien in diesem Jahr bestand und die Bedingungen des vorliegenden Artikels erfüllt waren, berechnet.

	Falls der Steuerpflichtige-Impatriate seine Tätigkeit unterbrechen muss und seine Entlohnung nicht weitergezahlt wird, die in Absatz 1 erwähnten Kosten aufgrund einer vertraglichen Verpflichtung jedoch weiterhin vom Arbeitgeber oder von der Gesellschaft übernommen werden, wird die Entlohnung, auf deren Grundlage die Höchstgrenze von 30 Prozent berechnet wird, bestimmt, als ob die Tätigkeit nicht unterbrochen worden wäre.

	§ 6 - Als Erstattungen eigener Ausgaben des Arbeitgebers gelten auch die Kosten, die vom Arbeitgeber oder von der Gesellschaft entweder direkt oder in Form spezifischer Erstattungen getragen werden, in dem Maße, wie diese Kosten bestimmt sind zur Deckung von:

	1. Kosten, die durch den Umzug des Steuerpflichtigen-Impatriates nach Belgien entstehen,

	2. Kosten im Zusammenhang mit der Einrichtung der Wohnung in Belgien, die in den ersten sechs Monaten nach der Ankunft in Belgien getätigt werden,

	3. Schulgeld für die Kinder des Steuerpflichtigen-Impatriates oder seines Partners, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil umziehen, wenn sie aufgrund der belgischen Rechtsvorschriften im schulpflichtigen Alter sind und in diesem Zusammenhang in Belgien an einer privaten oder internationalen Schule dem Vorschul-, Primarschul- oder Sekundarschulunterricht folgen.

	In Absatz 1 Nr. 1 erwähnte Kosten umfassen nur die Kosten einer Reise im Hinblick auf die Suche nach einer neuen Unterkunft in Belgien, die Reisekosten des Steuerpflichtigen-Impatriates selbst, seines Partners und der Kinder, die zu seinem Haushalt gehören, sowie die Kosten für das Abbauen, Verpacken, Einladen, Befördern, Ausladen, Auspacken und Aufbauen von Mobiliar, das dem Steuerpflichtigen-Impatriate gehört. Gegebenenfalls sind auch die Hotelkosten des Steuerpflichtigen-Impatriates, seines Partners und der Kinder, die zu seinem Haushalt gehören, während der ersten drei Monate nach dem Arbeitsantritt in Belgien gemeint.

	In Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Kosten umfassen nur die Kosten für den Kauf von Material, das dazu bestimmt ist, in der Wohnung in Belgien zu bleiben, und für den Kauf von elektrischen Haushaltsgeräten gemäß den in Belgien geltenden Normen.

	Die Kosten, die als eigene Ausgaben des Arbeitgebers wie in Absatz 1 Nr. 2 erwähnt zulässig sind, sind auf den Betrag von 1.500 EUR begrenzt. Der König kann diesen Betrag alle drei Jahre und zum ersten Mal für das Einkommensjahr 2024 gemäß den in § 3 Absatz 6 festgelegten Regeln an die Erhöhung des abgeflachten Gesundheitsindexes anpassen.

	Es obliegt dem Steuerpflichtigen, Echtheit und Betrag dieser Ausgaben durch Belege nachzuweisen oder, wenn das nicht möglich ist, durch alle anderen vom allgemeinen Recht zugelassenen Beweismittel außer dem Eid.

	§ 7 - Die Paragraphen 5 und 6 sind während der Dauer der Beschäftigung des Steuerpflichtigen in Belgien anwendbar, mit einem Maximum von fünf Jahren.

	Geht die Beschäftigung des Steuerpflichtigen in Belgien über die in Absatz 1 erwähnte Dauer hinaus, wird die Anwendung der Paragraphen 5 und 6 um drei Jahre verlängert, sofern:

	1. die in § 2 erwähnten Bedingungen in Bezug auf den Arbeitgeber oder die Gesellschaft weiterhin erfüllt sind

	und

	2. die in § 3 Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Schwelle weiterhin erreicht wird.

	§ 8 - Der Arbeitgeber oder die Gesellschaft muss bei dem vom Generalverwalter der Generalverwaltung Steuerwesen angegebenen Dienst auf elektronischem Wege einen Antrag einreichen, um die in vorliegendem Artikel erwähnte Regelung in Anspruch nehmen zu können. Der Antrag muss innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem Arbeitsantritt des Steuerpflichtigen in Belgien eingereicht werden. Der König bestimmt Form und Inhalt des Formulars, das zu diesem Zweck ausgefüllt werden muss.

	Der Antrag für die in § 7 Absatz 2 erwähnte Verlängerung der Regelung wird spätestens drei Monate nach Ablauf des ersten Zeitraums von fünf Jahren durch den Arbeitgeber oder die Gesellschaft auf elektronischem Wege bei dem vom Generalverwalter der Generalverwaltung Steuerwesen angegebenen Dienst gestellt. Der König bestimmt Form und Inhalt des Formulars, das zu diesem Zweck ausgefüllt werden muss.

	Dem in Absatz 1 und 2 erwähnten Antrag muss eine vom betreffenden Lohnempfänger oder Unternehmensleiter unterzeichnete Bescheinigung beigefügt werden, in der bestätigt wird, dass er mit dem Antrag auf Anwendung der Regelung einverstanden ist.

	Die Verwaltung befindet innerhalb einer Frist von drei Monaten ab Erhalt des Antrags. Der Steuerpflichtige und der Arbeitgeber oder die Gesellschaft werden schriftlich über die Entscheidung der Verwaltung informiert.

	Bei einer positiven Antwort ist die in vorliegendem Artikel vorgesehene Regelung auf Entlohnungen anwendbar, die der Steuerpflichtige-Impatriate seit seinem Arbeitsantritt in Belgien bezieht.

	§ 9 - Im Falle eines Wechsels des Arbeitgebers oder der Gesellschaft während des in § 7 erwähnten Zeitraums kann vom neuen Arbeitgeber oder von der neuen Gesellschaft auf die in § 8 angegebene Weise ein neuer Antrag auf Anwendung der vorliegenden Regelung eingereicht werden.

	In diesem Fall kann vorliegende Regelung dem Steuerpflichtigen-Impatriate erneut gewährt werden, sofern:

	1. die in § 2 erwähnten Bedingungen in Bezug auf den Arbeitgeber oder die Gesellschaft weiterhin erfüllt sind

	und

	2. die in § 3 Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Schwelle weiterhin erreicht wird

	und

	3. gemäß § 7 die Gesamtdauer der Anwendung der vorliegenden Regelung auf den Steuerpflichtigen nicht mehr als fünf Jahre, gegebenenfalls verlängert um drei Jahre, ab der ersten Beschäftigung in Belgien beträgt.

	In dem in vorliegendem Paragraphen erwähnten Fall müssen die in § 3 Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Bedingung in Bezug auf die Schwelle und der in § 5 Absatz 2 erwähnte Höchstbetrag im Verhältnis zu der Beschäftigung des Steuerpflichtigen bei den jeweiligen Arbeitgebern oder den jeweiligen Gesellschaften im Laufe des Jahres beurteilt werden."


	Art. 14 - In dieselbe Unterteilung F wird ein Artikel 32/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 32/2 - § 1 ­ In Bezug auf Forscher-Impatriates, die in Artikel 30 Nr. 1 erwähnte Entlohnungen beziehen, gilt die Übernahme bestimmter Kosten durch den Arbeitgeber als eine Erstattung eigener Ausgaben des Arbeitgebers unter den Bedingungen und in den Grenzen, die in vorliegendem Artikel vorgesehen sind.

	§ 2 - Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "Forscher-Impatriate":

	1. einen Forscher, den eine inländische Gesellschaft, eine belgische Niederlassung einer ausländischen Gesellschaft oder eine Vereinigung mit Rechtspersönlichkeit erwähnt in Artikel 1:6 § 2 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen direkt im Ausland anwirbt, damit er in ihr eine in Belgien steuerpflichtige entlohnte Tätigkeit ausübt,

	2. einen Forscher, den ein ausländisches Unternehmen, das Teil einer multinationalen Gruppe ist, einer oder mehreren inländischen Gesellschaften, einer oder mehreren belgischen Niederlassungen einer ausländischen Gesellschaft, die derselben multinationalen Gruppe angehören, oder einer Vereinigung mit Rechtspersönlichkeit erwähnt in Artikel 1:6 § 2 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen zur Verfügung stellt, damit er eine in Belgien steuerpflichtige entlohnte Tätigkeit ausübt.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "multinationaler Gruppe" eine Gruppe, die zwei oder mehr Unternehmen umfasst, deren steuerliche Ansässigkeit in unterschiedlichen Staaten beziehungsweise Steuerhoheitsgebieten - nachfolgend "Staat(en)" genannt - liegt, oder die ein Unternehmen umfasst, das in einem Staat steuerlich ansässig ist und in einem anderen Staat mit der durch eine belgische oder ausländische Niederlassung ausgeübten Geschäftstätigkeit steuerpflichtig ist.

	Für die Anwendung des vorliegenden Artikels versteht man unter "Forscher" einen Lohnempfänger, der:

	1. allein oder im Team ausschließlich oder hauptsächlich Tätigkeiten im Bereich der wissenschaftlichen Forschung, der Grundlagenforschung, der industriellen Forschung oder der technischen Forschung in einem Labor oder Unternehmen ausübt, das ein oder mehrere Forschungs- und Entwicklungsprogramme umsetzt,

	und der

	2. ein in Absatz 5 erwähntes Diplom besitzt oder eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens zehn Jahren nachweisen kann.

	In diesem Fall versteht man unter einer ausschließlichen oder hauptsächlichen Tätigkeit eine Beschäftigung von mindestens 80 Prozent der Arbeitszeit.

	Das in Absatz 3 Nr. 2 erwähnte Diplom ist ein Diplom eines Doktors oder ein Masterdiplom in den Studienbereichen exakte oder angewandte Wissenschaften, zivile Ingenieurwissenschaften, Medizinwissenschaften, Veterinärmedizin, pharmazeutische Wissenschaften, Architektur oder Agrarwissenschaften.

	§ 3 - Folgende kumulative Bedingungen müssen außerdem seitens des in § 2 erwähnten Forscher-Impatriates erfüllt sein:

	1. Im Laufe der sechzig Monate vor seinem Arbeitsantritt in Belgien war er nicht Einwohner des Königreichs, hat er nicht in einer Entfernung von weniger als 150 Kilometern von der Grenze gewohnt und unterlag er nicht der Steuer der Gebietsfremden für Berufseinkünfte in Belgien.

	2. Er erhält das Einverständnis der Verwaltung im Rahmen des in § 8 vorgesehenen Verfahrens.

	Spätestens am 31. Januar jeden Kalenderjahres übermittelt der Arbeitgeber der mit der Festlegung der Steuer beauftragten Verwaltung eine namentliche Liste der Forscher, für die vorliegende Regelung im vorhergehenden Jahr galt. Der König bestimmt die Form, in der diese Mitteilung an die zuständige Verwaltung erfolgt.

	§ 4 - Sind die in § 2 erwähnten Bedingungen im Laufe des in § 7 erwähnten Zeitraums nicht mehr erfüllt, endet die Anwendung der vorliegenden Regelung.

	§ 5 - Die Übernahme - zusätzlich zur Entlohnung - wiederkehrender Ausgaben, die sich direkt aus der Zurverfügungstellung oder Beschäftigung in Belgien ergeben, durch den Arbeitgeber - entweder direkt oder in Form spezifischer Erstattungen - gilt als eine Erstattung eigener Ausgaben des Arbeitgebers bis zu einem Betrag von 30 Prozent der Entlohnung.

	Für die Anwendung des vorliegenden Paragraphen versteht man unter "Entlohnung" die jährliche Bruttoentlohnung vor Abzug der Sozialversicherungsbeiträge, mit Ausnahme der Entlassungsentschädigungen, der Entschädigungen für einen zeitweiligen Lohnausfall und der in Anwendung von Artikel 38 steuerfreien Entlohnungen und mit Ausnahme der Erstattungen der in vorliegendem Paragraphen erwähnten wiederkehrenden Ausgaben.

	Der in Absatz 1 erwähnte Betrag, der als eigene Ausgaben des Arbeitgebers zulässig ist, ist auf 90.000 EUR pro Jahr begrenzt. Der König kann diesen Betrag alle drei Jahre und zum ersten Mal für das Einkommensjahr 2024 gemäß den in Artikel 32/1 § 3 Absatz 6 festgelegten Regeln an die Erhöhung des abgeflachten Gesundheitsindexes anpassen.

	Für das Jahr der Ankunft in Belgien und für das Jahr des Weggangs aus Belgien oder das Jahr, in dem vorliegende Regelung gemäß § 7 ausläuft, wird der in Absatz 3 erwähnte Höchstbetrag im Verhältnis zu der Anzahl Tage, an denen das Arbeitsverhältnis in Belgien in diesem Jahr bestand und die Bedingungen des vorliegenden Artikels erfüllt waren, berechnet.

	Falls der Forscher-Impatriate seine Tätigkeit unterbrechen muss und seine Entlohnung nicht weitergezahlt wird, die in Absatz 1 erwähnten Kosten aufgrund einer vertraglichen Verpflichtung jedoch weiterhin vom Arbeitgeber übernommen werden, wird die Entlohnung, auf deren Grundlage die Höchstgrenze von 30 Prozent berechnet wird, bestimmt, als ob die Tätigkeit nicht unterbrochen worden wäre.

	§ 6 - Als Erstattungen eigener Ausgaben des Arbeitgebers gelten auch die Kosten, die vom Arbeitgeber entweder direkt oder in Form spezifischer Erstattungen getragen werden, in dem Maße, wie diese Kosten bestimmt sind zur Deckung von:

	1. Kosten, die durch den Umzug des Forscher-Impatriates nach Belgien entstehen,

	2. Kosten im Zusammenhang mit der Einrichtung der Wohnung in Belgien, die in den ersten sechs Monaten nach der Ankunft in Belgien getätigt werden,

	3. Schulgeld für die Kinder des Forscher-Impatriates oder seines Partners, die mit ihren Eltern oder einem Elternteil umziehen, wenn sie aufgrund der belgischen Rechtsvorschriften im schulpflichtigen Alter sind und in diesem Zusammenhang in Belgien an einer privaten oder internationalen Schule dem Vorschul-, Primarschul- oder Sekundarschulunterricht folgen.

	In Absatz 1 Nr. 1 erwähnte Kosten umfassen nur die Kosten einer Reise im Hinblick auf die Suche nach einer neuen Unterkunft in Belgien, die Reisekosten des Forscher-Impatriates selbst, seines Partners und der Kinder, die zu seinem Haushalt gehören, sowie die Kosten für das Abbauen, Verpacken, Einladen, Befördern, Ausladen, Auspacken und Aufbauen von Mobiliar, das dem Forscher-Impatriate gehört. Gegebenenfalls sind auch die Hotelkosten des Forscher-Impatriates, seines Partners und der Kinder, die zu seinem Haushalt gehören, während der ersten drei Monate nach dem Arbeitsantritt in Belgien gemeint.

	In Absatz 1 Nr. 2 erwähnte Kosten umfassen nur die Kosten für den Kauf von Material, das dazu bestimmt ist, in der Wohnung in Belgien zu bleiben, und für den Kauf von elektrischen Haushaltsgeräten gemäß den in Belgien geltenden Normen.

	Die Kosten, die als eigene Ausgaben des Arbeitgebers wie in Absatz 1 Nr. 2 erwähnt zulässig sind, sind auf den Betrag von 1.500 EUR begrenzt. Der König kann diesen Betrag alle drei Jahre und zum ersten Mal für das Einkommensjahr 2024 gemäß den in Artikel 32/1 § 3 Absatz 6 festgelegten Regeln an die Erhöhung des abgeflachten Gesundheitsindexes anpassen.

	Es obliegt dem Forscher-Impatriate, Echtheit und Betrag dieser Ausgaben durch Belege nachzuweisen oder, wenn das nicht möglich ist, durch alle anderen vom allgemeinen Recht zugelassenen Beweismittel außer dem Eid.

	§ 7 - Die Paragraphen 5 und 6 sind während der Dauer der Beschäftigung des Forscher-Impatriates in Belgien anwendbar, mit einem Maximum von fünf Jahren.

	Geht die Beschäftigung des Forschers in Belgien über die in Absatz 1 erwähnte Dauer hinaus, wird die Anwendung der Paragraphen 5 und 6 um drei Jahre verlängert, sofern die in § 2 erwähnten Bedingungen in Bezug auf den Arbeitgeber weiterhin erfüllt sind.

	§ 8 - Der Arbeitgeber muss bei dem vom Generalverwalter der Generalverwaltung Steuerwesen angegebenen Dienst auf elektronischem Wege einen Antrag einreichen, um die in vorliegendem Artikel erwähnte Regelung in Anspruch nehmen zu können. Der Antrag muss innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem Arbeitsantritt des Forscher-Impatriates in Belgien eingereicht werden. Der König bestimmt Form und Inhalt des Formulars, das zu diesem Zweck ausgefüllt werden muss.

	Der Antrag für die in § 7 Absatz 2 erwähnte Verlängerung der Regelung wird spätestens drei Monate nach Ablauf des ersten Zeitraums von fünf Jahren durch den Arbeitgeber auf elektronischem Wege bei dem vom Generalverwalter der Generalverwaltung Steuerwesen angegebenen Dienst gestellt. Der König bestimmt Form und Inhalt des Formulars, das zu diesem Zweck ausgefüllt werden muss.

	Dem in Absatz 1 und 2 erwähnten Antrag muss eine vom betreffenden Forscher unterzeichnete Bescheinigung beigefügt werden, in der bestätigt wird, dass er mit dem Antrag auf Anwendung der Regelung einverstanden ist.

	Die Verwaltung befindet innerhalb einer Frist von drei Monaten ab Erhalt des Antrags. Der Forscher und der Arbeitgeber werden schriftlich über die Entscheidung der Verwaltung informiert.

	Bei einer positiven Antwort ist die in vorliegendem Artikel vorgesehene Regelung auf Entlohnungen anwendbar, die der Forscher-Impatriate seit seinem Arbeitsantritt in Belgien bezieht.

	§ 9 - Im Falle eines Wechsels des Arbeitgebers während des in § 7 erwähnten Zeitraums kann vom neuen Arbeitgeber auf die in § 8 angegebene Weise ein neuer Antrag auf Anwendung der vorliegenden Regelung eingereicht werden.

	In diesem Fall kann vorliegende Regelung dem Forscher erneut gewährt werden, sofern:

	1. die in § 2 erwähnten Bedingungen in Bezug auf den Arbeitgeber weiterhin erfüllt sind

	und

	2. gemäß § 7 die Gesamtdauer der Anwendung der vorliegenden Regelung auf den Forscher-Impatriate nicht mehr als fünf Jahre, gegebenenfalls verlängert um drei Jahre, ab der ersten Beschäftigung in Belgien beträgt.

	In dem in vorliegendem Paragraphen erwähnten Fall muss der in § 5 Absatz 3 erwähnte Höchstbetrag im Verhältnis zu der Beschäftigung des Forschers bei den jeweiligen Arbeitgebern im Laufe des Jahres beurteilt werden."


	Art. 15 - In Titel V Kapitel 3 Abschnitt 2 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel 240ter mit folgendem Wortlaut eingefügt:

[bookmark: _Hlk128485548]	"Art. 240ter - Wenn ein Steuerpflichtiger-Impatriate wie in Artikel 32/1 § 2 erwähnt als Nicht-Einwohner des Königreichs betrachtet werden muss, unterliegt die Anwendung des in Artikel 32/1 vorgesehenen besonderen Systems für Steuerpflichtige-Impatriate der Bedingung, dass der Steuerpflichtige-Impatriate jedes Jahr eine von der Steuerverwaltung seines Wohnsitzstaates ausgestellte Bescheinigung zur Verfügung der belgischen Steuerverwaltung hält, in der bestätigt wird, dass er in diesem Staat als steuerlich Ansässiger einer Einkommensteuer unterliegt. Eine solche Bescheinigung muss auch dem in Artikel 32/1 § 8 erwähnten Antrag beigefügt werden.

	In diesem Fall handelt es sich bei den in Artikel 32/1 § 3 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Entlohnungen um die jeweiligen Entlohnungen, die tatsächlich der Steuer der Gebietsfremden unterliegen."


	Art. 16 - In denselben Abschnitt 2 wird ein Artikel 240quater mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 240quater - Wenn ein Forscher-Impatriate wie in Artikel 32/2 § 2 erwähnt als Nicht-Einwohner des Königreichs betrachtet werden muss, unterliegt die Anwendung des in Artikel 32/2 vorgesehenen besonderen Systems für Forscher-Impatriate der Bedingung, dass der Forscher-Impatriate jedes Jahr eine von der Steuerverwaltung seines Wohnsitzstaates ausgestellte Bescheinigung zur Verfügung der belgischen Steuerverwaltung hält, in der bestätigt wird, dass er in diesem Staat als steuerlich Ansässiger einer Einkommensteuer unterliegt. Eine solche Bescheinigung muss auch dem in Artikel 32/2 § 8 erwähnten Antrag beigefügt werden.

	In diesem Fall handelt es sich bei den in Artikel 32/2 § 5 Absatz 2 erwähnten Entlohnungen um die jeweiligen Entlohnungen, die tatsächlich der Steuer der Gebietsfremden unterliegen."


[bookmark: _Hlk128485339]	Art. 17 - Die Artikel 13 bis 16 treten am 1. Januar 2022 in Kraft und sind auf die in Betracht kommenden Steuerpflichtigen-Impatriates und Forscher-Impatriates anwendbar, deren Arbeitsantritt in Belgien ab dem 1. Januar 2022 erfolgt.


	[Art. 17/1 - Die in den Artikeln 32/1 § 8 Absatz 1 und 2 und 32/2 § 8 Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Fristen können frühestens am 30. September 2022 ablaufen.]

[Art. 17/1 eingefügt durch Art. 53 des G. vom 5. Juli 2022 (B.S. vom 15. Juli 2022)]


	[Art. 17/2 - § 1 - Steuerpflichtige-Impatriates, die ein Unternehmen oder eine Nieder–lassung eines Unternehmens, das/die in der Zentralen Datenbank der Unternehmen eingetragen ist, anwirbt oder die diesem/dieser zur Verfügung gestellt werden und die noch nicht in Artikel 32/1 § 2 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, so wie er vor seiner Abänderung durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen bestand, erwähnt gewesen sind und die alle anderen Bedingungen von Artikel 32/1 desselben Gesetzbuches zwischen dem 1. Januar 2022 und dem zehnten Tag nach dem Datum der Veröffentlichung des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen im Belgischen Staatsblatt erfüllt haben, können noch innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem zehnten Tag nach dem Datum der Veröffentlichung des vorerwähnten Gesetzes im Belgischen Staatsblatt beantragen, das System in Anspruch zu nehmen.

	Die Anwendung des Systems wie in Artikel 32/1 § 7 desselben Gesetzbuches bestimmt beginnt rückwirkend am Datum der Ankunft und frühestens am 1. Januar 2022.

	§ 2 - Forscher-Impatriates, die ein Unternehmen oder eine Niederlassung eines Unternehmens, das/die in der Zentralen Datenbank der Unternehmen eingetragen ist, anwirbt oder die diesem/dieser zur Verfügung gestellt werden und die noch nicht in Artikel 32/2 § 2 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, so wie er vor seiner Abänderung durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen bestand, erwähnt gewesen sind und die alle anderen Bedingungen von Artikel 32/2 desselben Gesetzbuches zwischen dem 1. Januar 2022 und dem zehnten Tag nach dem Datum der Veröffentlichung des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 zur Festlegung verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen im Belgischen Staatsblatt erfüllt haben, können noch innerhalb einer Frist von drei Monaten ab dem zehnten Tag nach dem Datum der Veröffentlichung des vorerwähnten Gesetzes im Belgischen Staatsblatt beantragen, das System in Anspruch zu nehmen.



	Die Anwendung des Systems wie in Artikel 32/2 § 7 desselben Gesetzbuches bestimmt beginnt rückwirkend am Datum der Ankunft und frühestens am 1. Januar 2022.]

[Art. 17/2 eingefügt durch Art. 41 des G. vom 21. Dezember 2022 (B.S. vom 29. Dezember 2022)]


	Art. 18 - § 1 ­ Steuerpflichtige, die sich am 1. Januar 2022 seit höchstens fünf Jahren in einer in Artikel 32/1 § 2 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Situation befinden, können für das besondere Besteuerungssystem für Steuerpflichtige-Impatriates, so wie es durch vorerwähnten Artikel 32/1 geregelt wird, optieren, sofern die in § 3 Absatz 1 desselben Artikels vorgesehenen Bedingungen ab der ersten Beschäftigung in Belgien erfüllt sind.

	In diesem Fall sind die in den Paragraphen 5 und 6 des vorerwähnten Artikels 32/1 vorgesehenen Vorteile ab dem 1. Januar 2022 anwendbar für die verbleibende Zeit der in § 7 desselben Artikels vorgesehenen Dauer, die ab der ersten Beschäftigung in Belgien berechnet wird.

	§ 2 - Der Arbeitgeber oder die Gesellschaft muss [zur Vermeidung des Verfalls spätestens am 30. September 2022] bei dem vom Generalverwalter der Generalverwaltung Steuerwesen angegebenen Dienst auf elektronischem Wege einen Antrag einreichen, um die in § 1 Absatz 1 erwähnte Option auszuüben. Der König bestimmt Form und Inhalt des Formulars, das zu diesem Zweck ausgefüllt werden muss.

	Dem in Absatz 1 erwähnten Antrag muss eine vom betreffenden Lohnempfänger oder Unternehmensleiter unterzeichnete Bescheinigung beigefügt werden, in der bestätigt wird, dass er mit dem Antrag auf Anwendung der in Artikel 32/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 vorgesehenen Regelung einverstanden ist.

	Die Verwaltung befindet innerhalb einer Frist von drei Monaten ab Erhalt des Antrags. Der Steuerpflichtige und der Arbeitgeber oder die Gesellschaft werden schriftlich über die Entscheidung der Verwaltung informiert.

	Bei einer positiven Antwort ist die in vorerwähntem Artikel 32/1 vorgesehene Regelung auf Entlohnungen anwendbar, die der Steuerpflichtige-Impatriate seit dem 1. Januar 2022 bezieht.

[Art. 18 § 2 Abs. 1 abgeändert durch Art. 54 des G. vom 5. Juli 2022 (B.S. vom 15. Juli 2022)]


	Art. 19 - § 1 ­ Forscher, die sich am 1. Januar 2022 seit höchstens fünf Jahren in einer in Artikel 32/2 § 2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Situation befinden, können für das besondere Besteuerungssystem für Forscher-Impatriates, so wie es durch vorerwähnten Artikel 32/2 geregelt wird, optieren, sofern die in § 3 Absatz 1 desselben Artikels vorgesehenen Bedingungen ab der ersten Beschäftigung in Belgien erfüllt sind.

	In diesem Fall sind die in den Paragraphen 5 und 6 des vorerwähnten Artikels 32/2 vorgesehenen Vorteile ab dem 1. Januar 2022 anwendbar für die verbleibende Zeit der in § 7 desselben Artikels vorgesehenen Dauer, die ab der ersten Beschäftigung in Belgien berechnet wird.

	§ 2 - Der Arbeitgeber muss [zur Vermeidung des Verfalls spätestens am 30. September 2022] bei dem vom Generalverwalter der Generalverwaltung Steuerwesen angegebenen Dienst auf elektronischem Wege einen Antrag einreichen, um die in § 1 Absatz 1 erwähnte Option auszuüben. Der König bestimmt Form und Inhalt des Formulars, das zu diesem Zweck ausgefüllt werden muss.

	Dem in Absatz 1 erwähnten Antrag muss eine vom betreffenden Forscher unterzeichnete Bescheinigung beigefügt werden, in der bestätigt wird, dass er mit dem Antrag auf Anwendung der in Artikel 32/2 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 vorgesehenen Regelung einverstanden ist.

	Die Verwaltung befindet innerhalb einer Frist von drei Monaten ab Erhalt des Antrags. Der Forscher und der Arbeitgeber werden schriftlich über die Entscheidung der Verwaltung informiert.

	Bei einer positiven Antwort ist die in vorerwähntem Artikel 32/2 vorgesehene Regelung auf Entlohnungen anwendbar, die der Forscher-Impatriate seit dem 1. Januar 2022 bezieht.

[Art. 19 § 2 Abs. 1 abgeändert durch Art. 55 des G. vom 5. Juli 2022 (B.S. vom 15. Juli 2022)]


Abschnitt 3 - Reform der BIG mit Pflegeimmobilien


	Art. 20 - Artikel 171 Nr. 3quater desselben Gesetzbuches, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 18. Dezember 2016, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 werden die Wörter "mindestens 60 Prozent der Immobilien" durch die Wörter "mindestens 80 Prozent der Immobilien" ersetzt.

	2. Zwischen Absatz 2 und Absatz 3 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

[bookmark: _Hlk128486452]	"Die Festlegung des in Absatz 1 erwähnten Prozentsatzes erfolgt, indem die Werte der Bewertungen und Aktualisierungen im Sinne von Artikel 29 des Königlichen Erlasses vom 7. Dezember 2010 über Immobilieninvestmentgesellschaften mit fixem Kapital oder - hinsichtlich einer beaufsichtigten Immobiliengesellschaft - gemäß Artikel 47 des Gesetzes vom 12. Mai 2014 über die beaufsichtigten Immobiliengesellschaften, die sich auf unbewegliche Güter beziehen, die in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums gelegen sind und ausschließlich oder hauptsächlich als eine an die Wohn- oder Gesundheitspflege angepasste Wohneinheit genutzt werden oder zur Nutzung als solche bestimmt sind, zu den verschiedenen Bezugszeitpunkten addiert werden und durch den Gesamtwert dieser Bewertungen und Aktualisierungen zu den verschiedenen Bezugszeitpunkten geteilt werden."




	Art. 21 - Artikel 269 § 1 Nr. 3 desselben Gesetzbuches, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 18. Dezember 2016, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 werden die Wörter "in dem Maße, wie mindestens 60 Prozent der Immobilien" durch die Wörter "in dem Maße, wie mindestens 80 Prozent der Immobilien" ersetzt.

	2. Zwischen Absatz 2 und Absatz 3 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

[bookmark: _Hlk128487045]	"Die Festlegung des in Absatz 1 erwähnten Prozentsatzes erfolgt, indem die Werte der Bewertungen und Aktualisierungen im Sinne von Artikel 29 des Königlichen Erlasses vom 7. Dezember 2010 über Immobilieninvestmentgesellschaften mit fixem Kapital oder - hinsichtlich einer beaufsichtigten Immobiliengesellschaft - gemäß Artikel 47 des Gesetzes vom 12. Mai 2014 über die beaufsichtigten Immobiliengesellschaften, die sich auf unbewegliche Güter beziehen, die in einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraums gelegen sind und ausschließlich oder hauptsächlich als eine an die Wohn- oder Gesundheitspflege angepasste Wohneinheit genutzt werden oder zur Nutzung als solche bestimmt sind, zu den verschiedenen Bezugszeitpunkten addiert werden und durch den Gesamtwert dieser Bewertungen und Aktualisierungen zu den verschiedenen Bezugszeitpunkten geteilt werden."


	Art. 22 - Vorliegender Abschnitt ist auf die ab dem 1. Januar 2022 gezahlten oder zuerkannten Einkünfte anwendbar.


Abschnitt 4 - Änderung des Umgangs mit der gütlichen Einigung und den Regularisierungsabgaben


[bookmark: _Hlk128487435]	Art. 23 - In Artikel 53 Nr. 6 desselben Gesetzbuches, abgeändert durch das Gesetz vom 25. Dezember 2017, werden die Wörter "ebenso wie Sozialbeitragszuschläge" durch die Wörter "Sozialbeitragszuschläge, steuerliche oder soziale Regularisierungsabgaben ebenso wie in Artikel 216bis des Strafprozessgesetzbuches erwähnte Geldsummen" ersetzt.


Abschnitt 5 - Steuerermäßigung für Kinderbetreuung


	Art. 24 - Artikel 14535 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 13. Dezember 2012 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 27. Juni 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 6 wird der Betrag "8,20 EUR" durch den Betrag "8,40 EUR" ersetzt.

	2. Absatz 11 wird aufgehoben.


	Art. 25 - Artikel 24 tritt am Tag der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft und ist ab dem Steuerjahr 2022 anwendbar.


Abschnitt 6 - Stärkung des bestehenden Tax-Shelter-Systems für Start-ups und Scale-ups


	Art. 26 - In Artikel 14526 § 3 Absatz 1 Nr. 11 desselben Gesetzbuches, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 10. August 2015 und abgeändert durch das Gesetz vom 18. Dezember 2016, werden die Wörter "mehr als 250.000 EUR" durch die Wörter "mehr als 500.000 EUR" ersetzt.


	Art. 27 - In Artikel 14527 § 2 Absatz 1 Nr. 13 desselben Gesetzbuches, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 26. März 2018, werden die Wörter "mehr als 500.000 EUR" durch die Wörter "mehr als 1.000.000 EUR" ersetzt.


[bookmark: _Hlk128489121]	Art. 28 - Vorliegender Abschnitt tritt am Tag der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft und ist auf Summen anwendbar, die ab dem 1. Januar 2021 für den Erwerb von Aktien oder Anteilen einer Gesellschaft gezahlt werden.


Abschnitt 7 - [...]

[Abschnitt 7 mit den Artikeln 29 bis 31 widerrufen durch Art. 64 des G. vom 12. Mai 2024 (B.S. vom 29. Mai 2024)]


	Art. 29 - 31 - [...]


(…)




KAPITEL 2 - Mehrwertsteuer
Ausschluss der Bereitstellung möblierter Unterkünfte von der Steuerbefreiungsregelung


	Art. 34 - Artikel 56bis § 3 des Mehrwertsteuergesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 15. Mai 2014, wird durch eine Nr. 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

[bookmark: _Hlk128491641]	"6. Umsätze, die in Artikel 44 § 3 Nr. 2 Buchstabe a) dritter Gedankenstrich erwähnt sind, mit Ausnahme der Umsätze, die von einer natürlichen Person unter den Bedingungen von Artikel 50 § 4 bewirkt werden."


	Art. 35 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

	In Abweichung von Absatz 1 ist die Erfordernis der Zulassung der in Artikel 50 § 4 desselben Gesetzbuches erwähnten Plattform bis zum 30. Juni 2022 nicht anwendbar für die Anwendung der in dieser Bestimmung vorgesehenen Regelung im Rahmen der Anwendung von Artikel 56bis § 3 Nr. 6 desselben Gesetzbuches.


(…)




TITEL 4 - Gesundheit


EINZIGES KAPITEL - Abänderungen des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung


Abschnitt 1 - Fakturierbarer Höchstbetrag


Art. 64 - In Artikel 37undecies § 1 Absatz 1 des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung, eingefügt durch das Gesetz vom 5. Juni 2002 und abgeändert durch das Gesetz vom 27. Dezember 2005, wird die Bestimmung unter dem ersten Gedankenstrich durch die Bestimmungen unter folgenden Gedankenstrichen mit folgendem Wortlaut ersetzt:

"- von 0 bis 11.120,00 EUR 	250,00 EUR

- von 11.120,01 bis 13.400,00 EUR 	450,00 EUR".


Art. 65 - Artikel 37quaterdecies desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 5. Juni 2002 und abgeändert durch das Gesetz vom 25. Dezember 2016, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 letzter Absatz wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Die Anpassung an den berichtigten Index der Beträge von 11.120,00 EUR und 11.120,01 EUR erfolgt zum ersten Mal für den fakturierbaren Höchstbetrag, der im Jahr 2023 bewilligt wird."

2. Paragraph 2 wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Ab dem 1. Januar 2023 ist der in Artikel 37undecies § 1 erwähnte Betrag von 250,00 EUR an den Schwellenindex 101,02 (Basis 2013 = 100) der Verbraucherpreise gebunden. Danach wird er am 1. Januar jeden Jahres an den Index angepasst, zu dem die Sozialleistungen an diesem Datum ausgezahlt werden."


Art. 66 - Vorliegender Abschnitt tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.


Abschnitt 2 - Einkünfte der Gesundheitspflegepflichtversicherung zur Deckung der spezifischen Ausgaben im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie


Art. 67 - Artikel 191 Absatz 1 Nr. 1ter desselben Gesetzes, eingefügt durch den Königlichen Erlass Nr. 33 vom 23. Juni 2020, wird wie folgt abgeändert:

a) [Abänderung des niederländischen Textes]

b) Nummer 1ter wird wie folgt ergänzt: "Für das Jahr 2022 kann auf Antrag des LIKIV erneut eine staatliche Subvention unter denselben Bedingungen wie für das Jahr 2021 gewährt werden."


Abschnitt 3 - Beiträge auf den Umsatz


Art. 68 - Artikel 191 Absatz 1 Nr. 15novies desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 27. Dezember 2005 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Für das Jahr 2022 wird die Höhe dieses Beitrags auf 6,73 Prozent des Umsatzes festgelegt, der 2022 erzielt worden ist."

2. In Absatz 5 letzter Satz werden die Wörter "und vor dem 1. Mai 2022 für den Umsatz, der 2021 erzielt worden ist" durch die Wörter "vor dem 1. Mai 2022 für den Umsatz, der 2021 erzielt worden ist, und vor dem 1. Mai 2023 für den Umsatz, der 2022 erzielt worden ist" ersetzt.

3. In Absatz 7 erster Satz werden die Wörter "und der Beitrag auf den Umsatz 2021" durch die Wörter ", der Beitrag auf den Umsatz 2021 und der Beitrag auf den Umsatz 2022" ersetzt.

4. Absatz 8 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Für das Jahr 2022 müssen der Vorschuss und der Saldo, erwähnt in vorhergehendem Absatz, vor dem 1. Juni 2022 beziehungsweise dem 1. Juni 2023 auf das Konto des Landesinstituts für Kranken- und Invalidenversicherung mit dem Vermerk "Vorschuss Beitrag Umsatz 2022" beziehungsweise "Saldo Beitrag Umsatz 2022" überwiesen werden."

5. Absatz 10 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Für das Jahr 2022 wird der vorerwähnte Vorschuss auf 6,73 Prozent des Umsatzes festgelegt, der im Jahr 2021 erzielt worden ist."

6. Absatz 17 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Einnahmen, die auf den Beitrag Umsatz 2022 zurückzuführen sind, werden in den Rechnungen der Gesundheitspflegepflichtversicherung des Rechnungsjahres 2022 aufgenommen."




Art. 69 - In Artikel 191 Absatz 1 Nr. 15duodecies Absatz 5 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 23. Dezember 2009 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Für das Jahr 2022 wird die Höhe dieses Beitrags auf 1 Prozent des im Jahr 2022 erzielten Umsatzes und wird der betreffende Vorschuss auf 1 Prozent des im Jahr 2021 erzielten Umsatzes festgelegt."


Art. 70 - Artikel 191 Absatz 1 Nr. 15terdecies Absatz 5 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 28. Juni 2013 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird durch folgende Sätze ergänzt:

"Für das Jahr 2022 belaufen sich die Prozentsätze dieser "Abgabe Arzneimittel für seltene Leiden" auf 0 Prozent für die Umsatzklasse von 0 bis einschließlich 1,5 Millionen EUR, auf 3 Prozent für die Umsatzklasse von 1,5 bis 3 Millionen EUR und auf 5 Prozent für die Umsatzklasse über 3 Millionen EUR. Die Prozentsätze, die auf die verschiedenen Umsatzstufen angewendet werden, um den Vorschuss 2022 festzulegen, entsprechen den Prozentsätzen, die für die "Abgabe Arzneimittel für seltene Leiden" 2022 festgelegt werden."


Abschnitt 4 - Beitrag auf Marketing


Art. 71 - Artikel 191 Absatz 1 Nr. 31 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 27. Dezember 2012 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 1 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Für das Jahr 2022 wird der Ausgleichsbeitrag beibehalten."

2. In Absatz 2 werden die Wörter "und des im Jahr 2021 erzielten Umsatzes für das Jahr 2021" durch die Wörter ", des im Jahr 2021 erzielten Umsatzes für das Jahr 2021 und des im Jahr 2022 erzielten Umsatzes für das Jahr 2022" ersetzt.

3. Absatz 3 wird durch folgenden Satz ergänzt:

"Der Vorschuss 2022, der auf 0,13 Prozent des im Jahr 2021 erzielten Umsatzes festgelegt ist, wird vor dem 1. Juni 2022 auf das Konto des Landesinstituts für Kranken- und Invalidenversicherung mit dem Vermerk "Vorschuss Ausgleichsbeitrag 2022" überwiesen und der Saldo wird vor dem 1. Juni 2023 auf dasselbe Konto mit dem Vermerk "Saldo Ausgleichsbeitrag 2022" überwiesen."

4. In Absatz 5 werden die Wörter "und des Rechnungsjahres 2021 für den Beitrag 2021" durch die Wörter ", des Rechnungsjahres 2021 für den Beitrag 2021 und des Rechnungsjahres 2022 für den Beitrag 2022" ersetzt.




Abschnitt 5 - Verwaltungskosten der Versicherungsträger


Art. 72 - In Artikel 195 § 1 Nr. 2 Absatz 3 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 1. April 2019, werden der erste und der zweite Satz durch folgende Sätze ersetzt:

"Der Betrag der Verwaltungskosten der fünf Landesverbände wird für 2003 auf 766.483.000 EUR, für 2004 auf 802.661.000 EUR, für 2005 auf 832.359.000 EUR, für 2006 auf 863.156.000 EUR, für 2007 auf 895.524.000 EUR, für 2008 auf 929.160.000 EUR, für 2009 auf 972.546.000 EUR, für 2010 auf 1.012.057.000 EUR, für 2011 auf 1.034.651.000 EUR, für 2012 auf 1.029.840.000 EUR, für 2013 auf 1.027.545.000 EUR, für 2014 auf 1.052.317.000 EUR, für 2015 auf 1.070.012.000 EUR, für 2016 auf 1.054.007.000 EUR, für 2017 auf 1.053.130.000 EUR, für 2018 auf 1.054.986.000 EUR, für 2019 auf 1.049.732.000 EUR, für 2020 auf 1.084.478.000 EUR, für 2021 auf 1.120.916.000 EUR und für 2022 auf 1.141.883.000 EUR festgelegt. Für die Kasse für Gesundheitspflege von HR Rail wird dieser Betrag für 2003 auf 13.195.000 EUR, für 2004 auf 13.818.000 EUR, für 2005 auf 14.329.000 EUR, für 2006 auf 14.859.000 EUR, für 2007 auf 15.416.000 EUR, für 2008 auf 15.995.000 EUR, für 2009 auf 16.690.000 EUR, für 2010 auf 17.368.000 EUR, für 2011 auf 17.770.000 EUR, für 2012 auf 17.687.000 EUR, für 2013 auf 17.648.000 EUR, für 2014 auf 18.073.000 EUR, für 2015 auf 18.377.000 EUR, für 2016 auf 18.037.000 EUR, für 2017 auf 18.062.000 EUR, für 2018 auf 18.093.000 EUR, für 2019 auf 18.623.000 EUR, für 2020 auf 19.239.000 EUR, für 2021 auf 19.885.000 EUR und für 2022 auf 20.257.000 EUR festgelegt."


Art. 73 - Vorliegender Abschnitt tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.




TITEL 5 - Energie


KAPITEL 1 - Abänderungen des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes und Regelung der Finanzierung der Mehrwertsteuer auf Ausgaben für die Verwaltung und Sanierung der Nuklearverbindlichkeiten zu Lasten des Föderalstaates durch eine Zuweisung aus den Mehrwertsteuereinnahmen


	Art. 74 - Für die Anwendung des vorliegenden Kapitels versteht man unter:

	1. "NERAS": Nationale Einrichtung für Radioaktive Abfälle und Angereicherte Spaltmaterialien, geschaffen durch Artikel 179 § 2 Nr. 1 des Gesetzes vom 8. August 1980 über die Haushaltsvorschläge 1979-1980,

	2. "MwSt.": Mehrwertsteuer,

	3. "Nuklearverbindlichkeit": radioaktives oder potenziell radioaktiv kontaminiertes Material, für dessen sichere Entsorgung, Behandlung, Zwischenlagerung und Lagerung der Föderalstaat die finanzielle Haftung übernommen hat, indem er deren Finanzierung aus dem allgemeinen Ausgabenhaushaltsplan oder aus den in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes erwähnten Einnahmen per Gesetz festgelegt hat.


	Art. 75 - In Artikel 21ter § 1 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 26. Dezember 2013, wird Absatz 3 wie folgt ersetzt:

	"Die Nationale Einrichtung für Radioaktive Abfälle und Angereicherte Spaltmaterialien richtet zwecks Bezugs des für sie bestimmten Betrags der in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 erwähnten Einnahmen eine Mittelanforderung an die Kommission gemäß den in Anwendung von § 2 Nr. 1 festgelegten Modalitäten."


	Art. 76 - Bei jeder Einzahlung aus dem föderalen Haushaltsplan oder aus den in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes erwähnten Einnahmen in einen der Fonds für die Sanierung einer Nuklearverbindlichkeit zu Lasten des Föderalstaates gibt die NERAS diese Einzahlung in ihrer periodischen Mehrwertsteuererklärung des Monats, in dem die Einzahlung in den Fonds erfolgt ist, an und zahlt die für diese Einzahlung geschuldete Mehrwertsteuer.

	Anschließend sendet die NERAS den zuständigen Dienststellen des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen nach jeder in Absatz 1 erwähnten Zahlung per E-Mail einen Antrag auf Erstattung des in Absatz 1 erwähnten Betrags.

	Nach Erhalt des in Absatz 1 erwähnten Betrags erteilt die NERAS der Generaldirektion Energie des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie per E-Mail Entlastung für diesen Betrag.

	Was den Restbetrag der am Tag des Inkrafttretens des vorliegenden Kapitels verfügbaren Mittel betrifft, für die dem Föderalen Öffentlichen Dienst Finanzen keine Mehrwertsteuer gezahlt worden ist, stellt die NERAS einen Antrag auf Berichtigung der Mehrwertsteuer gemäß den Modalitäten, die von der innerhalb des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen mit der Mehrwertsteuer beauftragten Verwaltung festgelegt sind.

	Nachdem die NERAS in Absprache mit der innerhalb des FÖD Finanzen mit der Mehrwertsteuer beauftragten Verwaltung die geschuldete Mehrwertsteuer und deren Zahlung festgelegt hat, sendet sie den zuständigen Dienststellen des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen per E-Mail einen Antrag auf Erstattung des in Absatz 4 erwähnten Betrags.

	Nach Erhalt des in Absatz 5 erwähnten Betrags erteilt die NERAS der Generaldirektion Energie des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie per E-Mail Entlastung für diesen Betrag.

	Die Rückerstattungen der in den Absätzen 1 und 5 erwähnten Mehrwertsteuer erfolgen über den bereits bestehenden Zuweisungsfonds aus der Liste der Rückerstattungs- und Zuweisungsfonds des Allgemeinen Ausgabenhaushaltsplans 66.84.B in Bezug auf die Zuweisung der Mehrwertsteuereinnahmen an die NERAS als Ausgleich für die Mehrwertsteuer, die für die Verwaltung der Nuklearverbindlichkeiten zu Lasten des Föderalstaates geschuldet wird.

	Die praktischen Modalitäten für die Umsetzung des in den Absätzen 2 bis 5 beschriebenen Mechanismus und die zu verwendenden E-Mail-Adressen werden festgelegt in einem Protokoll zwischen der Generaldirektion Energie des Föderalen Öffentlichen Dienstes Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie, vertreten durch den für Wirtschaft zuständigen Minister und den für Energie zuständigen Minister, der Generalverwaltung Strategische Expertise und Unterstützung und der Generalverwaltung Steuerwesen des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen, vertreten durch den für Finanzen zuständigen Minister und die Vertreter der NERAS.


	Art. 77 - Das Abkommen vom 19. Dezember 2005 zwischen dem Belgischen Staat, der NERAS und der Elektrizitäts- und Gasregulierungskommission zur Ausführung der Zahlung der Mehrwertsteuer im Rahmen der Nuklearverbindlichkeiten  BP1/BP2 wird mit Inkrafttreten des vorliegenden Kapitels gekündigt.


	Art. 78 - Der König legt die Liste der Nuklearverbindlichkeiten fest.


	Art. 79 - Vorliegendes Kapitel tritt am ersten Tag des Monats nach der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft.




KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes und Abänderungen des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Transport gasförmiger und anderer Produkte durch Leitungen


Abschnitt 1 - Abänderungen des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes


	Art. 80 - Artikel 7 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 12. Mai 2019, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 1 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 1 - Der König kann auf Vorschlag der Kommission durch einen im Ministerrat beratenen Erlass Maßnahmen zur Organisation des Marktes ergreifen wie die Schaffung eines von der Kommission verwalteten Systems zur Gewährung von Herkunftsnachweisen und von grünen Zertifikaten für Elektrizität, die gemäß Artikel 6 erzeugt wird, und die Einführung einer vom Netzbetreiber einzuhaltenden Verpflichtung, grüne Zertifikate, die die Kommission und die regionalen Behörden und Regulierungsbehörden gewährt haben, zu einem Mindestpreis abzukaufen und sie weiterzuverkaufen, damit der Absatz auf dem Markt von Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen gegen einen Mindestpreis gesichert ist.

	Der dem Netzbetreiber aufgrund von Absatz 1 zugewiesene Auftrag stellt eine gemeinwirtschaftliche Verpflichtung dar, deren Nettoaufwendungen gemäß den in Artikel 21quinquies festgelegten Modalitäten finanziert werden.

	Der König kann auf Vorschlag der Kommission durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Bestimmungen des Königlichen Erlasses vom 16. Juli 2002 in Bezug auf die Ausarbeitung von Mechanismen zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen, bestätigt durch Artikel 427 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002 und durch Artikel 28 des Gesetzes vom 26. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Energiebereich und durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Juni 2015 zur Bestätigung bestimmter Artikel des Königlichen Erlasses vom 4. April 2014 zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 16. Juli 2002 in Bezug auf die Ausarbeitung von Mechanismen zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen und durch Artikel 11 des Gesetzes vom 12. Mai 2019 zur Abänderung des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes im Hinblick auf die Einführung eines Verfahrens mit Aufruf zum Wettbewerb für Bau und Betrieb von Erzeugungsanlagen in Meeresgebieten unter der Hoheitsgewalt Belgiens und zur Bestätigung des Königlichen Erlasses vom 11. Februar 2019 zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 16. Juli 2002 in Bezug auf die Ausarbeitung von Mechanismen zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen, abändern, ersetzen oder aufheben, ohne dabei einen neuen Zuschlag oder eine neue Abgabe zur Finanzierung der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen einzuführen.



	Der König bestimmt auf Vorschlag der Kommission durch einen im Ministerrat beratenen Erlass, wie die Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für jedes Betriebsjahr berechnet werden. Diese Kosten werden gemäß folgendem Verfahren bestimmt:

	1. Spätestens am 1. November jeden Jahres schätzt die Kommission die monatlichen Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für das folgende Betriebsjahr. Zu diesem Zweck legt der Netzbetreiber der Kommission spätestens am 31. August einen Bericht mit den relevanten Daten vor.

	2. Spätestens am 15. April jeden Jahres bestimmt die Kommission für das vorhergehende Betriebsjahr einen Anpassungsbetrag auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten, die in diesem vorhergehenden Betriebsjahr aufgrund der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen entstanden sind. Zu diesem Zweck legt der Netzbetreiber der Kommission spätestens am 15. Februar einen Bericht mit den relevanten Daten vor. Wenn ein Restbetrag festgestellt wird, erfolgt die Abrechnung mit dem Föderalstaat spätestens am 1. Juli des Jahres, in dem der Anpassungsbetrag bestimmt worden ist.

	3. Die Kommission führt ein Inventar mit einer jährlichen Übersicht über die geschätzten und tatsächlichen Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen.

	Der Föderalstaat, der Netzbetreiber und die Kommission schließen ein Protokoll, um die Modalitäten der monatlichen Bereitstellung der in Absatz 2 erwähnten Mittel zur Erfüllung der in Absatz 1 erwähnten Verpflichtung festzulegen und um alle damit verbundenen und sonstigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien zu präzisieren. Die in vorerwähntem Protokoll beschriebenen Finanzierungsregeln ermöglichen es dem Netzbetreiber, über die in vorliegendem Gesetz vorgesehenen erforderlichen Mittel zu verfügen, um die Nettokosten, die sich aus den in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen ergeben, rechtzeitig zu zahlen und eine Vorfinanzierung dieser Nettokosten durch den Netzbetreiber zu vermeiden."

	2. Paragraph 2, eingefügt durch das Gesetz vom 13. Juli 2017, wird durch drei Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Die in den Absätzen 2, 4 und 5 erwähnte Erhöhung des Mindestpreises wird gemäß den in Artikel 21quinquies festgelegten Modalitäten finanziert.

	Die Bestimmung der Kosten der in den Absätzen 2, 4 und 5 erwähnten Maßnahmen für jedes Betriebsjahr erfolgt gemäß der Berechnungsmethode und dem Verfahren, die in § 1 Absatz 4 erwähnt sind.

	Der Föderalstaat, der Netzbetreiber und die Kommission schließen ein Protokoll, um die Modalitäten der monatlichen Bereitstellung der in Absatz 11 erwähnten Mittel zur Erfüllung der in den Absätzen 2, 4 und 5 erwähnten Verpflichtung festzulegen und um alle damit verbundenen und sonstigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien zu präzisieren. Die in vorerwähntem Protokoll beschriebenen Finanzierungsregeln ermöglichen es dem Netzbetreiber, über die in vorliegendem Gesetz vorgesehenen erforderlichen Mittel zu verfügen, um die Nettokosten, die sich aus den in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen ergeben, rechtzeitig zu zahlen und eine Vorfinanzierung dieser Nettokosten durch den Netzbetreiber zu vermeiden."


	Art. 81 - Artikel 7octies desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 30. Juli 2018, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 werden die Wörter "durch Tarifzuschläge zur Finanzierung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Netzbetreibers gedeckt, so wie in Artikel 12 § 5 Absatz 2 Nr. 11 erwähnt" durch die Wörter "gemäß den in Artikel 21quinquies festgelegten Modalitäten finanziert" ersetzt.

	2. In Absatz 1 wird der zweite Satz aufgehoben.

	3. Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

	"Der König bestimmt auf Vorschlag der Kommission durch einen im Ministerrat beratenen Erlass, wie die Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für jedes Jahr, in dem eine strategische Reserve gebildet wird, berechnet und kontrolliert werden. Diese Kosten werden gemäß folgendem Verfahren bestimmt:

	1. Spätestens am 1. November jeden Jahres, in dem eine strategische Reserve gebildet wird, schätzt die Kommission die monatlichen Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für die betreffende Winterzeit. Zu diesem Zweck legt der Netzbetreiber der Kommission spätestens am 15. September einen Bericht mit den relevanten Daten vor.

	2. Spätestens am 1. Juni jeden Jahres, in dem eine strategische Reserve gebildet wird, bestimmt die Kommission für die vorhergehende Winterzeit einen Anpassungsbetrag auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten, die in dieser Winterzeit aufgrund der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen entstanden sind. Zu diesem Zweck legt der Netzbetreiber der Kommission spätestens am 15. April einen Bericht mit den relevanten Daten vor. Wenn ein Restbetrag festgestellt wird, erfolgt die Abrechnung mit dem Föderalstaat spätestens am 1. Juli des Jahres, in dem der Anpassungsbetrag bestimmt worden ist.

	3. Die Kommission führt ein Inventar mit einer Übersicht über die geschätzten und tatsächlichen Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für jedes Jahr, in dem eine strategische Reserve gebildet wird."

	4. Der Artikel wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Der Föderalstaat, der Netzbetreiber und die Kommission schließen ein Protokoll, um die Modalitäten der monatlichen Bereitstellung der Mittel zur Deckung der in Absatz 1 erwähnten Kosten festzulegen und um alle damit verbundenen und sonstigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien zu präzisieren. Die in vorerwähntem Protokoll beschriebenen Finanzierungsregeln ermöglichen es dem Netzbetreiber, über die in vorliegendem Gesetz vorgesehenen erforderlichen Mittel zu verfügen, um die Nettokosten, die sich aus den in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen ergeben, rechtzeitig zu zahlen und eine Vorfinanzierung dieser Nettokosten durch den Netzbetreiber zu vermeiden."




	Art. 82 - Artikel 7undecies § 15 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 15. März 2021, wird wie folgt abgeändert:

	1. In Absatz 1 werden die Wörter "deren Kosten gemäß Artikel 12 § 5 Nr. 11 in den Tarifen berücksichtigt werden" durch die Wörter "deren Nettokosten gemäß den in Artikel 21quinquies festgelegten Modalitäten finanziert werden" ersetzt und werden die Wörter "und unter Einhaltung der von der Kommission aufgrund von Artikel 12 § 5 festgelegten Tariffestsetzungsmethode" aufgehoben.

	2. Absatz 3 wird wie folgt ersetzt:

	"Der König bestimmt auf Vorschlag der Kommission durch einen im Ministerrat beratenen Erlass, wie die Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für jedes Jahr berechnet und kontrolliert werden. Diese Kosten werden gemäß folgendem Verfahren bestimmt:

	1. Spätestens am 1. November jeden Jahres schätzt die Kommission die monatlichen Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen für das folgende Jahr. Zu diesem Zweck legt der Netzbetreiber der Kommission spätestens am 31. August einen Bericht mit den relevanten Daten vor.

	2. Spätestens am 1. Juni jeden Jahres bestimmt die Kommission für das vorhergehende Jahr einen Anpassungsbetrag auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten, die in diesem vorhergehenden Jahr aufgrund der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen entstanden sind. Zu diesem Zweck legt der Netzbetreiber der Kommission spätestens am 15. April einen Bericht mit den relevanten Daten vor. Wenn ein Restbetrag festgestellt wird, erfolgt die Abrechnung mit dem Föderalstaat spätestens am 1. Juli des Jahres, in dem der Anpassungsbetrag bestimmt worden ist.

	3. Die Kommission führt ein Inventar mit einer jährlichen Übersicht über die geschätzten und tatsächlichen Kosten der in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen."

	4. Absatz 4 wird wie folgt ersetzt:

	"Der Föderalstaat, der Netzbetreiber und die Kommission schließen ein Protokoll, um die Modalitäten der monatlichen Bereitstellung der in Absatz 1 erwähnten Mittel zur Erfüllung der Verpflichtungen des Netzbetreibers aufgrund des in vorliegendem Abschnitt erwähnten Kapazitätsmechanismus festzulegen und um alle damit verbundenen und sonstigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien zu präzisieren. Die in vorerwähntem Protokoll beschriebenen Finanzierungsregeln ermöglichen es dem Netzbetreiber, über die in vorliegendem Gesetz vorgesehenen erforderlichen Mittel zu verfügen, um die Nettokosten, die sich aus den in Absatz 1 erwähnten Maßnahmen ergeben, rechtzeitig zu zahlen und eine Vorfinanzierung dieser Nettokosten durch den Netzbetreiber zu vermeiden."




	Art. 83 - Artikel 21bis desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 18. März 2018, wird wie folgt abgeändert:

	1. Paragraph 1 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 1 - Vorliegender Artikel regelt die Finanzierung bestimmter gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen und der Kosten in Zusammenhang mit der Regulierung und Kontrolle des Elektrizitätsmarktes.

	Folgende Ziele werden durch die Einnahmen aus den in Artikel 419 Buchstabe k) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 für Elektrizität des KN-Codes 2716 festgelegten Sonderakzisen gedeckt:

	1. Finanzierung der Verpflichtungen, die hervorgehen aus der Denuklearisierung der Nuklearstandorte BP1 und BP2 (ehemalige Pilotwiederaufbereitungsanlage Eurochemic oder Verbindlichkeiten BP1; ehemalige Abteilung Abfälle des Studienzentrums für Kernenergie oder Verbindlichkeiten BP2) in Mol-Dessel und aus einem Viertel der Denuklearisierung des Reaktors BR3 der technischen Verbindlichkeiten des Studienzentrums für Kernenergie in Mol sowie aus der Behandlung, Konditionierung, Zwischenlagerung und Lagerung angefallener radioaktiver Abfälle, einschließlich radioaktiver Abfälle aus der erwähnten Denuklearisierung, die infolge der nuklearen Tätigkeiten an den erwähnten Standorten und dem erwähnten Reaktor entstanden sind. Die in den Absätzen 2 bis 5 erwähnten Einnahmen zur Deckung eines Viertels der Kosten für den Rückbau des Reaktors BR3 werden erst ab dem Jahr, in dem eine Finanzierungslücke für die technischen Verbindlichkeiten des SCK.CEN zu entstehen droht, geschuldet. Die in den Absätzen 2 bis 5 erwähnten Einnahmen zur Deckung dieser Verbindlichkeiten sind nicht Teil des regionalen Gleichgewichts, das in Artikel 9 Absatz 4 des Königlichen Erlasses vom 16. Oktober 1991 zur Festlegung der Regeln in Bezug auf die Kontrolle und Subventionierung des Studienzentrums für Kernenergie und zur Änderung der Satzung dieses Zentrums erwähnt ist,

	2. Teilfinanzierung der in Artikel 25 § 3 erwähnten Betriebskosten der Kommission, und zwar ungeachtet der anderen Bestimmungen von Artikel 25 § 3,

	3. Teilfinanzierung der Umsetzung der Maßnahmen zur Unterstützung und finanziellen Sozialhilfe im Energiebereich, die im Gesetz vom 4. September 2002 zur Erteilung des Auftrags an die öffentlichen Sozialhilfezentren, die Bedürftigsten in Sachen Energieversorgung durch Begleitmaßnahmen und finanzielle Sozialhilfe zu unterstützen, vorgesehen sind,

	4. Finanzierung der föderalen Politik zur Verringerung der Treibhausgasemissionen im Hinblick auf die Einhaltung der internationalen Verpflichtungen Belgiens in Bezug auf Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung,

	5. Finanzierung der tatsächlichen Nettokosten, die aus der Anwendung der Höchstpreise für die Lieferung von Elektrizität an geschützte Haushaltskunden wie in Artikel 20 § 2/1 Absatz 1 Nr. 1 bis 5 des vorliegenden Gesetzes und in Artikel 4/1 des Programmgesetzes vom 27. April 2007 erwähnt hervorgehen.

	Wenn die Summe der Einnahmen aus den in Artikel 419 Buchstabe k) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 für Elektrizität des KN-Codes 2716 festgelegten Sonderakzisen nicht ausreicht, um den Gesamtbetrag der Nettoaufwendungen für das Erreichen der in Absatz 2 erwähnten Ziele zu decken, werden die Einnahmen aus der Erhöhung der Sonderakzisen für Gasöl der KN-Codes 2710 19 41, 2710 19 45 und 2710 19 49, festgelegt in Artikel 419 Buchstabe e) Punkt i) und Buchstabe f) Punkt i) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004, zuletzt abgeändert durch das Programmgesetz vom 25. Dezember 2017, um einen Betrag von 7 EUR pro 1.000 Liter bei 15 °C verwendet.

	Wenn die Summe der in Absatz 3 erwähnten Beträge nicht ausreicht, um den Gesamtbetrag der Nettoaufwendungen für das Erreichen der in Absatz 2 erwähnten Ziele zu decken, wird außerdem ein Teil der Einnahmen aus den in Artikel 419 Buchstabe j) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 für Steinkohle, Braunkohle und Koks der KN-Codes 2701, 2702 und 2704 festgelegten Sonderakzisen zugewiesen.

	Wenn die Summe der in den Absätzen 2, 3 und 4 erwähnten Beträge nicht ausreicht, um den Gesamtbetrag der Nettoaufwendungen für das Erreichen der in Absatz 2 erwähnten Ziele zu decken, wird außerdem ein Teil des Ertrags der Gesellschaftssteuer zugewiesen.

	Die Codes der in vorliegendem Paragraphen erwähnten Kombinierten Nomenklatur verweisen auf die Codes in der Verordnung (EG) Nr. 2031/2001 der Europäischen Kommission vom 6. August 2001 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif."

	2. Die Paragraphen 1bis, 2, 3, 4, 5 und 6 werden aufgehoben.


	Art. 84 - Artikel 21ter desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 20. Dezember 2020, wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 werden die ersten beiden Sätze wie folgt ersetzt:

	"Unbeschadet des Absatzes 2 bestimmt der König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Beträge der in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 erwähnten Einnahmen, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der Salden der vorhergehenden Haushaltsjahre, die eingezahlt werden müssen:".

	2. Paragraph 1 Nr. 1 wird aufgehoben.

	3. Paragraph 1 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

	"Der Betrag der in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 erwähnten Einnahmen zur Deckung der gemäß Artikel 25 § 3 festgelegten Betriebskosten der Kommission, einschließlich der Reserve, für ein bestimmtes Haushaltsjahr wird auf einfachen Antrag spätestens am 15. Januar des betreffenden Haushaltsjahres in einen von der Kommission verwalteten Fonds eingezahlt. Wenn zum Zeitpunkt der Mittelanforderung durch die Kommission ihr Haushalt für das betreffende Haushaltsjahr noch nicht gemäß Artikel 25 § 3 gebilligt ist, wird auf einfachen Antrag spätestens am 15. Januar des betreffenden Haushaltsjahres ein Vorschuss in Höhe von fünfzig Prozent des Haushalts des vorhergehenden Jahres eingezahlt."



	4. Paragraph 2 wird wie folgt ersetzt:

	"§ 2 - Unbeschadet des Artikels 25 § 3 bestimmt der König auf Vorschlag der Kommission durch einen im Ministerrat beratenen Erlass:

	1. Berechnungsmethode zur Bestimmung der Mittel, die für das Erreichen der in Artikel 21bis § 1 erwähnten Ziele erforderlich sind,

	2. Modalitäten für die Verwaltung der in § 1 erwähnten Fonds durch die Kommission."

	5. Ein § 2bis mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

	"§ 2bis - Unbeschadet des Paragraphen 1 Absatz 2 schließen der Föderalstaat und die Kommission ein Protokoll, um die Modalitäten der Bereitstellung der in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 erwähnten Mittel zur Erfüllung der in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 erwähnten Verpflichtungen festzulegen und um alle damit verbundenen und sonstigen Rechte und Pflichten der beiden Vertragsparteien, insbesondere die Autonomie der Kommission bei der Ausführung ihres Haushaltsplans, zu präzisieren."

	6. Die Paragraphen 4 und 5 werden aufgehoben.


	Art. 85 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 21quinquies mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 21quinquies - Die dem Netzbetreiber aufgrund von Artikel 7 § 1 Absatz 1, Artikel 7 § 2 Absatz 2, 4 und 5, Artikel 7octies, Artikel 7undecies § 1 und gegebenenfalls Artikel 7duodecies zugewiesenen Aufträge stellen gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen dar, deren Nettoaufwendungen finanziert werden durch:

	1. Einnahmen aus den in Artikel 419 Buchstabe k) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 für Elektrizität des KN-Codes 2716 festgelegten Sonderakzisen,

	2. wenn die Summe der in Nr. 1 erwähnten Beträge nicht ausreicht, um den Gesamtbetrag der Nettoaufwendungen zu decken, Einnahmen aus der Erhöhung der Sonderakzisen für Gasöl der KN-Codes 2710 19 41, 2710 19 45 und 2710 19 49, festgelegt in Artikel 419 Buchstabe e) Punkt i) und Buchstabe f) Punkt i) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004, zuletzt abgeändert durch das Programmgesetz vom 25. Dezember 2017, um einen Betrag von 7 EUR pro 1.000 Liter bei 15 °C,

	3. wenn die Summe der in Nr. 2 erwähnten Beträge nicht ausreicht, um den Gesamtbetrag der Nettoaufwendungen zu decken, außerdem einen Teil der Einnahmen aus den in Artikel 419 Buchstabe j) des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 für Steinkohle, Braunkohle und Koks der KN-Codes 2701, 2702 und 2704 festgelegten Sonderakzisen,

	4. wenn die Summe der in den Nummern 1, 2 und 3 erwähnten Beträge nicht ausreicht, um den Gesamtbetrag der Nettoaufwendungen zu decken, außerdem einen Teil des Ertrags der Gesellschaftssteuer.

	Die Codes der in vorliegendem Paragraphen erwähnten Kombinierten Nomenklatur verweisen auf die Codes in der Verordnung (EG) Nr. 2031/2001 der Europäischen Kommission vom 6. August 2001 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif."


	Art. 86 - Was die Sonderakzisen betrifft, erfolgt vorerwähnte Finanzierung des Netzbetreibers über den bereits bestehenden Zuweisungsfonds 66.83.B. Es wird nach Empfänger unterschieden.

	Was die Gesellschaftssteuer betrifft, erfolgt vorerwähnte Finanzierung des Netzbetreibers über den bereits bestehenden Zuweisungsfonds 66.82.B. Es wird nach Empfänger unterschieden.


	Art. 87 - Artikel 25 § 3 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 8. Januar 2012, wird wie folgt abgeändert:

	1. Die Wörter "durch den in Artikel 21bis erwähnten Föderalbeitrag" werden durch die Wörter "durch die in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 erwähnten Einnahmen" ersetzt.

	2. Paragraph 3 wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"Bei der Kommission wird eine Reserve gebildet, deren Betrag, der höchstens fünfundzwanzig Prozent ihrer Betriebskosten entspricht, ebenfalls durch die in Artikel 21bis § 1 Absatz 2 bis 5 erwähnten Einnahmen gedeckt wird."


	Art. 88 - In Artikel 31/3 Absatz 1 und 2 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 8. Mai 2014, werden die Wörter "oder über den in Artikel 21bis erwähnten Beitrag" jeweils aufgehoben.


(…)


Abschnitt 4 - Inkrafttreten


	Art. 94 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.


(...)


TITEL 7 - Pensionen


KAPITEL 1 - Abänderung des Gesetzes vom 28. April 2003 über ergänzende Pensionen und das Besteuerungssystem für diese Pensionen und für bestimmte Zusatzleistungen im Bereich der sozialen Sicherheit


Art. 104 - In Artikel 27 des Gesetzes vom 28. April 2003 über ergänzende Pensionen und das Besteuerungssystem für diese Pensionen und für bestimmte Zusatzleistungen im Bereich der sozialen Sicherheit, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 18. Dezember 2015, wird § 3, eingefügt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2003, aufgehoben.

Diese Bestimmung bleibt jedoch für jeden Anschluss bei einer Versorgungszusage in Kraft, wenn dieser vor dem 20. Oktober 2021 eingesetzt hat.

Absatz 2 gilt nicht für Erhöhungen der Leistungen, die sich aus einer Änderung der Versorgungszusage ab dem 20. Oktober 2021 ergeben.


KAPITEL 2 - Abänderung des Programmgesetzes (I) vom 27. Dezember 2006


Art. 105 - Artikel 306 § 2 des Programmgesetzes (I) vom 27. Dezember 2006, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 6. Dezember 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 werden die Nummern 4/1 und 4/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"4/1. Ausführung der Einnahme und Verwaltung des Ertrags des in Artikel 191 Absatz 1 Nr. 7 des am 14. Juli 1994 koordinierten Gesetzes über die Gesundheitspflege- und Entschädigungspflichtversicherung erwähnten Abzugs seitens des Föderalen Pensionsdienstes,

4/2. Ausführung der Artikel 68 bis 68sexies des Gesetzes vom 30. März 1994 zur Festlegung sozialer Bestimmungen seitens des Föderalen Pensionsdienstes,".

2. In Absatz 2 werden zwischen dem Wort "4," und dem Wort "7" die Wörter "4/1, 4/2," eingefügt.




KAPITEL 3 - Bestimmungen in Bezug auf die Übergangsentschädigung


Abschnitt 1 - Bestimmungen in Bezug auf die Übergangsentschädigung in der Pensionsregelung des öffentlichen Sektors


Unterabschnitt 1 - Abänderung des Gesetzes vom 15. Mai 1984 zur Festlegung von Maßnahmen zur Harmonisierung der Pensionsregelungen


Art. 106 - Artikel 5/3 desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 15. Mai 2014, wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

"Die Übergangsentschädigung wird hinterbliebenen Ehepartnern ab dem ersten Tag des Monats nach dem Monat, in dem ihr Ehepartner verstorben ist, gewährt für eine Dauer von:

1. achtzehn Monaten, wenn zum Zeitpunkt des Todes kein Kind zu Lasten ist, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog,

2. sechsunddreißig Monaten, wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten ist, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren erreicht und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog,

3. achtundvierzig Monaten,

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten ist, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren nicht erreicht und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind mit Behinderung zu Lasten ist, ungeachtet des Alters dieses Kindes, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn ein Kind binnen dreihundert Tagen nach dem Tod geboren wird."

2. Absatz 2 wird durch zwei Absätze mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der König bestimmt den Begriff des Kindes zu Lasten und den des Kindes mit Behinderung im Sinne von Absatz 2.

Die Bestimmungen in Bezug auf den Antrag und die Gewährung einer Hinterbliebenenpension von Amts wegen sind ebenfalls auf die Übergangsentschädigung anwendbar. Ein Antrag auf Hinterbliebenenpension gilt als ein Antrag auf Übergangsentschädigung und umgekehrt."




Unterabschnitt 2 - Übergangsbestimmung


Art. 107 - Die in Kapitel 2bis des vorerwähnten Gesetzes vom 15. Mai 1984 erwähnte Übergangsentschädigung, die infolge des Todes des Ehepartners vor dem 1. Oktober 2021 gewährt wird und deren Zeitraum nach diesem Datum abläuft, wird gemäß folgenden Modalitäten verlängert:

1. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von zwölf Monaten wird um einen Zeitraum von sechs Monaten verlängert.

2. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten wird um einen Zeitraum von zwölf Monaten verlängert, wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten war, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren erreicht hat und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog.

3. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten wird um einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten verlängert,

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten war, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren noch nicht erreicht hat und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind mit Behinderung zu Lasten war, ungeachtet des Alters dieses Kindes, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn ein Kind binnen dreihundert Tagen nach dem Tod geboren wurde.

Der König bestimmt den Begriff des Kindes zu Lasten und den des Kindes mit Behinderung im Sinne von Absatz 1.


Unterabschnitt 3 - Inkrafttreten


Art. 108 - Vorliegender Abschnitt wird wirksam mit 1. Oktober 2021.




Abschnitt 2 - Bestimmungen in Bezug auf die Übergangsentschädigung in der Pensionsregelung für Lohnempfänger


Unterabschnitt 1 - Abänderung des Königlichen Erlasses Nr. 50 vom 24. Oktober 1967 über die Ruhestands- und Hinterbliebenenpension für Lohnempfänger


Art. 109 - In Artikel 21ter § 1 des Königlichen Erlasses Nr. 50 vom 24. Oktober 1967 über die Ruhestands- und Hinterbliebenenpension für Lohnempfänger, eingefügt durch das Gesetz vom 5. Mai 2014, wird Absatz 1 wie folgt ersetzt:

"§ 1 - Die Übergangsentschädigung wird gewährt für eine Dauer von:

1. achtzehn Monaten, wenn zum Zeitpunkt des Todes kein Kind zu Lasten ist, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog,

2. sechsunddreißig Monaten, wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten ist, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren erreicht und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog,

3. achtundvierzig Monaten,

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten ist, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren nicht erreicht und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind mit Behinderung zu Lasten ist, ungeachtet des Alters dieses Kindes, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn ein Kind binnen dreihundert Tagen nach dem Tod geboren wird.

Der König bestimmt die Art und Weise, wie die Bedingung in Bezug auf ein Kind zu Lasten nachgewiesen wird und was unter einem Kind mit Behinderung im Sinne von Absatz 1 zu verstehen ist."




Unterabschnitt 2 - Abänderung des Königlichen Erlasses vom 23. Dezember 1996 zur Ausführung der Artikel 15, 16 und 17 des Gesetzes vom 26. Juli 1996 zur Modernisierung der sozialen Sicherheit und zur Sicherung der gesetzlichen Pensionsregelungen


Art. 110 - Artikel 7bis des Königlichen Erlasses vom 23. Dezember 1996 zur Ausführung der Artikel 15, 16 und 17 des Gesetzes vom 26. Juli 1996 zur Modernisierung der sozialen Sicherheit und zur Sicherung der gesetzlichen Pensionsregelungen, eingefügt durch das Gesetz vom 5. Mai 2014 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 5. Dezember 2017, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 3 wird wie folgt ersetzt:

"§ 3 - Anwendbar auf die Übergangsentschädigung sind:

1. Artikel 7 § 1 Absatz 8 und 9 und § 5,

2. Artikel 153 des Gesetzes vom 8. August 1980 über die Haushaltsvorschläge 1979-1980,

3. die Artikel 34 und 34bis des Sanierungsgesetzes vom 10. Februar 1981 in Bezug auf die Pensionen des sozialen Sektors."

2. Paragraph 4 wird wie folgt ersetzt:

"§ 4 - Artikel 8 findet keine Anwendung auf die Übergangsentschädigung."


Unterabschnitt 3 - Übergangsbestimmung


Art. 111 - Die in Kapitel IV des vorerwähnten Königlichen Erlasses Nr. 50 vom 24. Oktober 1967 erwähnte Übergangsentschädigung, die infolge des Todes des Ehepartners vor dem 1. Oktober 2021 gewährt wird und deren Zeitraum nach diesem Datum abläuft, wird gemäß folgenden Modalitäten verlängert:

1. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von zwölf Monaten wird um einen Zeitraum von sechs Monaten verlängert.

2. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten wird um einen Zeitraum von zwölf Monaten verlängert, wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten war, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren erreicht hat und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog.

3. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten wird um einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten verlängert,

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten war, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren nicht erreicht hat und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind mit Behinderung zu Lasten war, ungeachtet des Alters dieses Kindes, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- wenn ein Kind binnen dreihundert Tagen nach dem Tod geboren wurde.

Der König bestimmt die Art und Weise, wie die Bedingung in Bezug auf ein Kind zu Lasten nachgewiesen wird und was unter einem Kind mit Behinderung im Sinne von Absatz 1 zu verstehen ist.


Unterabschnitt 4 - Inkrafttreten


Art. 112 - Vorliegender Abschnitt wird wirksam mit 1. Oktober 2021, mit Ausnahme von Artikel 110, der am 1. Juli 2022 in Kraft tritt.


Abschnitt 3 - Bestimmungen in Bezug auf die Übergangsentschädigung in der Pensionsregelung für Selbstständige


Art. 113 - In Artikel 8ter des Königlichen Erlasses Nr. 72 vom 10. November 1967 über die Ruhestands- und Hinterbliebenenpensionen für Selbständige, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 10. August 2015, wird § 1 wie folgt ersetzt:

"§ 1 - Die Übergangsentschädigung wird gewährt für eine Dauer von:

1. achtzehn Monaten, wenn zum Zeitpunkt des Todes kein Kind zu Lasten ist, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog,

2. sechsunddreißig Monaten, wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten ist, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren erreicht und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog,

3. achtundvierzig Monaten, wenn

- zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten ist, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren nicht erreicht und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- zum Zeitpunkt des Todes ein Kind mit Behinderung zu Lasten ist, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- binnen dreihundert Tagen nach dem Tod ein Kind geboren wird.

Der König bestimmt die Art und Weise, wie die Bedingung in Bezug auf ein Kind zu Lasten nachgewiesen wird und was unter einem Kind mit Behinderung im Sinne von Absatz 1 zu verstehen ist."


Art. 114 - Für die in Titel I Kapitel II Abschnitt 1 Buchstabe c) des Königlichen Erlasses Nr. 72 vom 10. November 1967 erwähnte Übergangsentschädigung, die infolge des Todes des Ehepartners vor dem 1. Oktober 2021 gewährt wird und deren Zeitraum nach diesem Datum abläuft, wird dieser Zeitraum gemäß folgenden Modalitäten verlängert:

1. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von zwölf Monaten wird um einen Zeitraum von sechs Monaten verlängert.

2. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten wird um einen Zeitraum von zwölf Monaten verlängert, wenn zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten war, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren erreicht hat und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog.

3. Die Übergangsentschädigung für einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten wird um einen Zeitraum von vierundzwanzig Monaten verlängert, wenn 

- zum Zeitpunkt des Todes ein Kind zu Lasten war, das im Kalenderjahr des Todes das Alter von 13 Jahren nicht erreicht hat und für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- zum Zeitpunkt des Todes ein Kind mit Behinderung zu Lasten war, für das einer der Ehepartner Familienbeihilfen bezog, oder

- binnen dreihundert Tagen nach dem Tod ein Kind geboren wird.

Der König bestimmt die Art und Weise, wie die Bedingung in Bezug auf ein Kind zu Lasten nachgewiesen wird und was unter einem Kind mit Behinderung im Sinne von Absatz 1 zu verstehen ist.


Art. 115 - Vorliegender Abschnitt wird wirksam mit 1. Oktober 2021.


(...)




TITEL 8 - Soziale Angelegenheiten


(...)


KAPITEL 2 - Betriebe für angepasste Arbeit - Abänderung von Titel IV Kapitel 7 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002


Art. 121 - In Artikel 326 Absatz 5 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002, eingefügt durch das Gesetz vom 9. Juli 2004, werden die Wörter "einer beschützten Werkstätte" durch die Wörter "einer beschützten Werkstätte oder eines Betriebs für angepasste Arbeit" ersetzt.

Art. 122 - Artikel 330 Absatz 1 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 16. Mai 2016, wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "von Arbeitgebern der beschützten Werkstätten, die der paritätischen Kommission für beschützte Werkstätten und soziale Werkstätten unterstehen, beschäftigt werden" werden durch die Wörter "von Arbeitgebern der beschützten Werkstätten und der Betriebe für angepasste Arbeit, die der paritätischen Kommission für beschützte Werkstätten, soziale Werkstätten und Betriebe für angepasste Arbeit unterstehen, beschäftigt werden" ersetzt.

2. Die Wörter "bei einem Arbeitgeber der beschützten Werkstätten, der der paritätischen Kommission für beschützte Werkstätten und soziale Werkstätten untersteht" werden durch die Wörter "bei einem Arbeitgeber der beschützten Werkstätten und der Betriebe für angepasste Arbeit, der der paritätischen Kommission für beschützte Werkstätten, soziale Werkstätten und Betriebe für angepasste Arbeit untersteht" ersetzt.


Art. 123 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.


KAPITEL 3 - Pluspläne - Abänderung von Titel IV Kapitel 7 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002


Art. 124 - Artikel 336 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002, zuletzt abgeändert durch das Programmgesetz vom 4. Juli 2021, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 336 ­ § 1 ­ Für Arbeitnehmer, für die die Gesamtheit der Beschäftigungen bei ein und demselben Arbeitgeber im Laufe des Quartals vollständigen vierteljährlichen Leistungen entspricht, beläuft sich die Zielgruppenermäßigung auf einen Betrag G pro Quartal. Je nach betroffener Zielgruppe entspricht dieser Betrag G einem Betrag wie in vorliegendem Artikel festgelegt und wird während einer vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass bestimmten Anzahl Quartale gewährt.

G1 entspricht 1.000 EUR.

G2 entspricht 400 EUR.

G3 entspricht 300 EUR.

G4 entspricht 600 EUR.

G5 entspricht 750 EUR.

G6 entspricht 1.150 EUR.

G7 entspricht dem Saldo der in Artikel 326 Absatz 1 erwähnten zu entrichtenden Beiträge, der nach Anwendung von Artikel 326 Absatz 2, 3, 4 und 5 übrig bleibt. Mit Ausnahme der Mindestgrenze in Bezug auf die Gesamtleistungen findet Artikel 337 keine Anwendung.

G8 entspricht 1.500 EUR.

G9 entspricht 800 EUR.

G10 entspricht 500 EUR.

G11 entspricht 770 EUR.

G12 entspricht 726,50 EUR.

G13 entspricht dem Saldo der in Artikel 326 Absatz 1 erwähnten zu entrichtenden Beiträge, der nach Anwendung von Artikel 326 Absatz 2, 3, 4 und 5 übrig bleibt. Gegebenenfalls wird der so ermittelte Betrag um den Betrag des in Artikel 38 § 3bis des Gesetzes vom 29. Juni 1981 erwähnten Lohnmäßigungsbeitrags gekürzt. Artikel 337 findet keine Anwendung.

G14 entspricht 1.550 EUR.

G15 entspricht 1.050 EUR.

G16 entspricht 450 EUR.

G17 entspricht 2.400 EUR.

G18 entspricht 4.000 EUR.

G19 entspricht einem vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass zu bestimmenden Prozentsatz des Saldos der in Artikel 326 Absatz 1 erwähnten zu entrichtenden Beiträge, der nach Anwendung von Artikel 326 Absatz 2, 3, 4 und 5 übrig bleibt. Mit Ausnahme der Mindestgrenze in Bezug auf die Gesamtleistungen findet Artikel 337 keine Anwendung.

§ 2 - Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass, was unter Beschäftigung und unter vollständigen vierteljährlichen Leistungen zu verstehen ist. Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass die Beträge des vorliegenden Artikels abändern."


Art. 125 - Artikel 338 Absatz 1 desselben Gesetzes, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 19. Dezember 2014, wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "den Pauschalbetrag G1, G2, G3, G4, G5, G6, G7, G8, G9, G10, G11, G12, G13, G14, G15 oder G16" werden durch die Wörter "den in Artikel 336 § 1 erwähnten Betrag G" ersetzt.

2. Die Wörter "Der Pauschalbetrag" werden durch die Wörter "Der Betrag" ersetzt.


Art. 126 - Artikel 343 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 22. Dezember 2003 und abgeändert durch die Gesetze vom 26. Dezember 2013, 20. Juli 2015 und 26. Dezember 2015, wird wie folgt abgeändert:

a) Paragraph 1 wird wie folgt ersetzt:

"§ 1 - Für die Anwendung des vorliegenden Unterabschnitts versteht man unter:

1. "Tag des Dienstantritts": den Tag, an dem das vertragliche Arbeitsverhältnis beginnt,

2. "neuer Arbeitgeber eines ersten Arbeitnehmers": einen Arbeitgeber, der für die Beschäftigung von Arbeitnehmern, die weder Lehrlinge, Hausangestellte, teilzeitschulpflich-tige Arbeitnehmer, Gelegenheitsarbeitnehmer noch Flexi-Job-Arbeitnehmer sind, nie dem Gesetz vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer unterlag oder der diesem Gesetz seit mindestens zwölf aufeinanderfolgenden Monaten vor dem Tag des Dienstantritts nicht mehr unterliegt und der zum Zeitpunkt des Dienstantritts des ersten Arbeitnehmers nicht einer simultanen technischen Betriebseinheit angehört, in der bereits ein Arbeitnehmer tätig ist; jedoch versteht man unter einem neuen Arbeitgeber eines ersten Arbeitnehmers nicht einen Arbeitgeber, der einer historischen technischen Betriebseinheit angehört und bei dem am Tag des Dienstantritts des ersten Arbeitnehmers auch ein oder mehrere Arbeitnehmer den Dienst antreten, die Ersatz im Sinne von Artikel 344 sind,

3. "neuer Arbeitgeber eines n-ten Arbeitnehmers": einen Arbeitgeber, der seit mindestens zwölf aufeinanderfolgenden Monaten vor dem Tag des Dienstantritts eines n-ten Arbeitnehmers für eine gleichzeitige Beschäftigung von mehr als n-1 Arbeitnehmern, die weder Lehrlinge, Hausangestellte, teilzeitschulpflichtige Arbeitnehmer, Gelegenheitsarbeitnehmer noch Flexi-Job-Arbeitnehmer sind, nicht dem vorerwähnten Gesetz vom 27. Juni 1969 unterlag und der am Tag des Dienstantritts eines n-ten Arbeitnehmers nicht einer simultanen technischen Betriebseinheit angehört, in der bereits n Arbeitnehmer beschäftigt sind.

Der König legt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass fest, wie die Zählung des in Absatz 1 Nr. 3 erwähnten n-ten Arbeitnehmers zu erfolgen hat, wenn der Arbeitgeber einer technischen Betriebseinheit angehört,

4. "technische Betriebseinheit": die Einheit, die zwischen mehreren juristischen Einheiten besteht, mit einer nachweisbaren sozialen Verbindung durch mindestens eine gemeinsame betroffene Person, ungeachtet ihrer Funktion innerhalb dieser Einheiten, und einer Gemeinsamkeit, die sich in einer simultanen oder historischen sozioökonomischen Interdependenz ausdrückt, simultane beziehungsweise historische technische Betriebseinheit genannt.

Für die Bestimmung der in Absatz 1 Nr. 4 erwähnten sozialen Verbindung werden die in Anwendung von Kapitel III des KAA 32bis übernommenen Arbeitnehmer nicht berücksichtigt,

5. "simultane technische Betriebseinheit": zwei oder mehrere Unternehmen, die am Tag des Dienstantritts eines neuen Arbeitnehmers, für den der Arbeitgeber die in vorliegendem Unterabschnitt erwähnte Zielgruppenermäßigung anwenden möchte, gleichzeitig tätig sind und eine soziale Verbindung und eine sozioökonomische Interdependenz aufweisen,

6. "historische technische Betriebseinheit": zwei oder mehrere Unternehmen, die am Tag des Dienstantritts eines neuen Arbeitnehmers, für den der Arbeitgeber die in vorliegendem Unterabschnitt erwähnte Zielgruppenermäßigung anwenden möchte, eine soziale Verbindung und eine frühere sozioökonomische Interdependenz aufweisen. Die Interdependenz der verschiedenen Einheiten ist auf einen Zeitraum von zwölf Monaten beschränkt."

b) Die Paragraphen 2 bis 3/3 werden aufgehoben.

c) In § 4 werden die Wörter "und unter teilzeitschulpflichtigen Arbeitnehmern zu verstehen ist" durch die Wörter ", unter teilzeitschulpflichtigen Arbeitnehmern, unter Gelegenheitsarbeitnehmern und unter Flexi-Job-Arbeitnehmern zu verstehen ist" ersetzt.


Art. 127 - Artikel 344 desselben Gesetzes, ersetzt durch das Gesetz vom 22. Dezem-ber 2003, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 344 ­ Der in Artikel 343 erwähnte Arbeitgeber kann die Vorteile des vorliegenden Unterabschnitts nicht in Anspruch nehmen, wenn der neu eingestellte Arbeitnehmer einen Arbeitnehmer ersetzt, der im Laufe der zwölf Monate vor dem Tag des Dienstantritts in derselben technischen Betriebseinheit beschäftigt war.

Der König bestimmt durch einen im Ministerrat beratenen Erlass, was unter Ersatz zu verstehen ist."


Art. 128 - Artikel 353ter desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 27. Dezember 2004 und abgeändert durch das Gesetz vom 22. Dezember 2008, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 353ter - Folgende Arbeitgeber können weiterhin auf die in vorliegendem Kapitel erwähnten Zielgruppenermäßigungen, die die vorherige Rechtsform in Anspruch genommen hat, Anspruch erheben:

1. Unternehmen, die Begünstigte einer rechtlichen Umstrukturierung sind, die den in den Artikeln 12:2 bis 12:10 und 12:103 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen beschriebenen Situationen ähnelt, oder die in ein anerkanntes gen. SU oder in eine als SU anerkannte Gen., wie in den Artikeln 14:37 bis 14:45 desselben Gesetzbuches erwähnt, umgewandelt werden,

2. Unternehmen ohne Gewinnausschüttungszweck, deren Vermögen ganz oder teilweise aus dem Reinvermögen eines oder mehrerer Unternehmen ohne Gewinnausschüt-tungszweck stammt,

3. Unternehmen, denen eine in Artikel 12:101 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen erwähnte Einlage zugutekommt.

Der Anspruch auf die Zielgruppenermäßigung wird nur fortgesetzt, wenn zwischen den betreffenden Unternehmen eine schriftliche Vereinbarung geschlossen worden ist, in der die Übertragung, wie in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erwähnt, enthalten ist, und der nachfolgende Arbeitgeber dem Landesamt für soziale Sicherheit die vom vorerwähnten Landesamt erstellte Mustererklärung zur Beantragung der Fortsetzung des Anspruchs auf Ermäßigung übermittelt, in der der nachfolgende Arbeitgeber gegenüber dem Landesamt erklärt, gesamtschuldnerisch für die eventuellen Sozialschulden des vormaligen Arbeitgebers zu haften.

Das Landesamt für soziale Sicherheit wird in Bezug auf die im Gesetzbuch der Gesellschaften und Vereinigungen erwähnte Umstrukturierung einem Dritten gleichgesetzt; diese Verrichtung beeinträchtigt nicht die Rechte des vorerwähnten Landesamtes, zu überprüfen, ob das letztendlich begünstigte Unternehmen die Bedingungen für die Gewährung und die Fortsetzung der Beitragsermäßigungen für Zielgruppen erfüllt.

Um zu vermeiden, dass die Fortsetzung der in Ausführung von Kapitel 7 Abschnitt 3 Unterabschnitt 4 angewandten Zielgruppenermäßigung dazu führt, dass die Ermäßigung für verschiedene Arbeitnehmer desselben Ranges bei demselben Arbeitgeber oder innerhalb einer simultanen technischen Betriebseinheit angewandt wird, arbeitet der König Regeln aus, durch die diese doppelte Anwendung vermieden wird."


Art. 129 - Artikel 353quater desselben Gesetzes, eingefügt durch das Gesetz vom 27. Dezember 2004, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 353quater - Der Arbeitgeber, der in Anwendung von Artikel 353ter weiterhin auf die Zielgruppenermäßigungen Anspruch erheben kann, haftet gesamtschuldnerisch für alle zum Zeitpunkt der Fortsetzung der Ermäßigungen bekannten oder unbekannten Sozialschulden des vormaligen Arbeitgebers."


Art. 130 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.




KAPITEL 4 - Bestimmungen in Bezug auf entlohnte Sportler


Abschnitt 1 - Abänderungs- und Aufhebungsbestimmungen in Bezug auf entlohnte Sportler


Art. 131 - In das Gesetz vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer wird ein Artikel 1quater mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 1quater - § 1 ­ Es wird davon ausgegangen, dass die Inhaber einer vom Königlichen Belgischen Radsportverband ausgestellten Lizenz als "Eliteradfahrer mit Vertrag" durch einen Arbeitsvertrag für Angestellte gebunden sind, was die Anwendung des vorliegenden Gesetzes betrifft.

§ 2 - Der Königliche Belgische Radsportverband wird für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes als Arbeitgeber der in vorliegendem Artikel erwähnten Personen betrachtet.

Der Königliche Belgische Radsportverband macht die Ausstellung einer Lizenz davon abhängig, dass Dritte eine Sicherheit in Höhe des Beitrags, den der Königliche Belgische Radsportverband als Arbeitgeber zahlen muss, zuzüglich der Verwaltungskosten, leisten.

Die Lasten, die durch die Anwendung des vorliegenden Gesetzes für Arbeitgeber entstehen, dürfen weder direkt noch indirekt auf die Lohnempfänger, insbesondere durch die Erhöhung des Preises der Lizenz, abgewälzt werden.

§ 3 - Für die Berechnung der an das Landesamt für soziale Sicherheit zu entrichtenden Beiträge werden alle im Gültigkeitszeitraum der Lizenz einbegriffenen Tage als Arbeitstage angesehen, mit Ausnahme der Tage, die in den Zeiträumen einbegriffen sind, die von Entschädigungen abgedeckt sind, die in Anwendung der Kranken- und Invalidenpflichtversicherung ausgezahlt worden sind, oder durch Entschädigungen infolge zeitweiliger Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Rechtsvorschriften über die Arbeitsunfälle."


Art. 132 - Folgende Gesetze werden aufgehoben:

1. das Gesetz vom 7. November 1969 über die Anwendung der Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit auf die Inhaber einer Lizenz als "Eliteradfahrer mit Vertrag", abgeändert durch das Gesetz vom 24. Juni 2013,

2. das Gesetz vom 3. März 1977 über die Anwendung der Rechtsvorschriften über die soziale Sicherheit auf die Berufsfußballspieler.




Abschnitt 2 - Abänderung von Titel IV Kapitel 7 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002


Art. 133 - In Titel IV Kapitel 7 Abschnitt 3 des Programmgesetzes (I) vom 24. Dezember 2002, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 4. Juli 2021, wird ein Unterabschnitt 16 mit der Überschrift "Unterabschnitt 16 - Entlohnte Sportler" eingefügt.


Art. 134 - In Unterabschnitt 16 desselben Gesetzes, eingefügt durch Artikel 133, wird ein Artikel 353bis/16 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 353bis/16 - Die in Artikel 335 erwähnten Arbeitgeber, die der Nationalen paritätischen Kommission für Sport unterstehen, oder die Sportvereinigungen, Sportzentren und Sportclubs, die juristischen Personen des öffentlichen Rechts, deren Ziel die Förderung von Sport und Leibeserziehung ist, sofern sie entlohnte Sportler oder Berufsradrennfahrer beschäftigen, können - höchstens bis zu einem vom König durch einen im Ministerrat beratenen Erlass festgelegten Betrag - für jeden erwähnten Arbeitnehmer eine Zielgruppenermäßigung in Anspruch nehmen.

Für die Anwendung des vorliegenden Unterabschnitts versteht man unter:

1. "Sportvereinigung oder Sportclub": jede Organisation, die im Rahmen der Weiterbildung die Leibeserziehung, den Sport und das Leben im Freien fördert,

2. "Sportzentrum": einen Komplex oder eine Gruppe von Gebäuden und Infrastrukturen, die für die Ausübung von Indoor- und Outdoor-Sportarten zur Verfügung gestellt werden,

3. "entlohnter Sportler": eine Person, die sich verpflichtet, sich unter der Autorität einer anderen Person gegen eine Entlohnung in Anwendung des Gesetzes vom 24. Februar 1978 über den Arbeitsvertrag für entlohnte Sportler oder des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge auf einen Sportwettkampf oder eine Sportvorführung vorzubereiten oder daran teilzunehmen,

4. "Berufsradrennfahrer": den Inhaber einer vom Königlichen Belgischen Radsportverband ausgestellten Lizenz als "Eliteradfahrer mit Vertrag"."


Abschnitt 3 - Gewährung eines Sportbonus


Art. 135 - Die Überschrift des Gesetzes vom 20. Dezember 1999 zur Gewährung eines Arbeitsbonus in der Form einer Ermäßigung der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge an die Lohnempfänger mit Niedriglöhnen und an bestimmte Arbeitnehmer, die Opfer einer Umstrukturierung gewesen sind, wird wie folgt ersetzt:

"Gesetz zur Gewährung eines Arbeitsbonus in der Form einer Ermäßigung der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge an Lohnempfänger mit Niedriglöhnen, an bestimmte Arbeitnehmer, die Opfer einer Umstrukturierung gewesen sind, und an entlohnte Sportler".


Art. 136 - In dasselbe Gesetz, dessen Überschrift durch Artikel 135 ersetzt wurde, wird ein Artikel 3bis/2 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 3bis/2 - Entlohnte Sportler oder Berufsradrennfahrer, die den in Artikel 21 § 1 Nr. 1, 2 und 5 des Gesetzes vom 29. Juni 1981 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze der sozialen Sicherheit für Lohnempfänger erwähnten Regelungen unterliegen, können in Abweichung von den Artikeln 38 § 2 und 23 Absatz 9 des vorerwähnten Gesetzes eine Ermäßigung der persönlichen Sozialversicherungsbeiträge in Anspruch nehmen.

Für die Anwendung der vorliegenden Bestimmung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. "entlohnter Sportler": eine Person, die sich verpflichtet, sich unter der Autorität einer anderen Person gegen eine Entlohnung in Anwendung des Gesetzes vom 24. Februar 1978 über den Arbeitsvertrag für entlohnte Sportler oder des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge auf einen Sportwettkampf oder eine Sportvorführung vorzubereiten oder daran teilzunehmen,

2. "Berufsradrennfahrer": der Inhaber einer vom Königlichen Belgischen Radsportverband ausgestellten Lizenz als "Eliteradfahrer mit Vertrag".

Durch einen im Ministerrat beratenen Erlass bestimmt der König die Modalitäten und Bedingungen für die Inanspruchnahme der in Absatz 1 erwähnten Ermäßigung, den Betrag und die Berechnungsweise der Ermäßigung.

Die Summe der in Absatz 1 erwähnten Ermäßigungen der persönlichen Beiträge, gegebenenfalls zuzüglich des Betrags der Ermäßigung, auf die der Arbeitnehmer in Anwendung von Artikel 2 Anrecht hat, darf den Betrag der geschuldeten persönlichen Beiträge nicht überschreiten."


Abschnitt 4 - Gütliche Zahlungsfristen


Art. 137 - Arbeitgeber von entlohnten Sportlern oder Berufsradrennfahrern können vor jeglicher Rechtsverfolgung und anderen vorhergehenden gütlichen Zahlungsplänen beim Landesamt für soziale Sicherheit gütliche Zahlungsfristen für den in Absatz 3 erwähnten Teil der vom Arbeitgeber angegebenen zu entrichtenden Beiträge für das erste, zweite und dritte Quartal 2022 beantragen, mit Ausnahme der vom vorerwähnten Landesamt von Amts wegen festgelegten Beiträge, die sich auf das erste, zweite und dritte Quartal 2022 beziehen, in Anwendung von Artikel 22 des Gesetzes vom 27. Juni 1969 zur Revision des Erlassgesetzes vom 28. Dezember 1944 über die soziale Sicherheit der Arbeitnehmer; in diesem Fall werden Beitragszuschläge, eventuelle Pauschalentschädigungen aufgrund der Nichteinhaltung der Verpflichtungen zur Zahlung der Vorschüsse und Verzugszinsen nicht angerechnet, wenn und soweit die festgelegten Zahlungsmodalitäten genau eingehalten werden.



Für die Anwendung der vorliegenden Bestimmung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. "entlohnter Sportler": eine Person, die sich verpflichtet, sich unter der Autorität einer anderen Person gegen eine Entlohnung in Anwendung des Gesetzes vom 24. Februar 1978 über den Arbeitsvertrag für entlohnte Sportler oder des Gesetzes vom 3. Juli 1978 über die Arbeitsverträge auf einen Sportwettkampf oder eine Sportvorführung vorzubereiten oder daran teilzunehmen,

2. "Berufsradrennfahrer": der Inhaber einer vom Königlichen Belgischen Radsportverband ausgestellten Lizenz als "Eliteradfahrer mit Vertrag".

Diese gütlichen Zahlungsfristen können nur für den Teil der für das erste, zweite und dritte Quartal 2022 zu entrichtenden Beiträge gewährt werden, der die Beiträge übersteigt, die für das entsprechende Quartal des vorhergehenden Jahres zu entrichten waren.

Die in Absatz 1 erwähnten gütlichen Zahlungsfristen werden gemäß den in Anwendung von Artikel 40bis des vorerwähnten Gesetzes vom 27. Juni 1969 und Artikel 43decies des Königlichen Erlasses vom 28. November 1969 zur Ausführung des vorerwähnten Gesetzes vom 27. Juni 1969 festgelegten Bedingungen und Modalitäten gewährt, jedoch mit dem 15. Dezember 2022 als äußerstes Datum der Zahlung, das in diesen gütlichen Zahlungsfristen vorgesehen ist.


Abschnitt 5 - Inkrafttreten


Art. 138 - Vorliegendes Kapitel tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.


(...)

